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39. Sitzung des Reichstages. (26. Mai.) 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, v. Roon, v. Stoſch, 
v. Kameke u. A., ſpäter Fürſt Bismarck. 90 

Die erſte Berathung des Reichshaushaltes für 1874 leitet Präſident 
Delbrück ein, indem er ein umfaſſendes Bild der Verwendung der bisher 
eingegangenen und noch in Zukunft zur Dispoſilion ſtebenden Theile der 
franzoͤſiſchen Kriegsentſchädigung giebt, deren wichtigſte Ziffern die vom 
Reichskanzler im Beginn der Seſſion mitgetheilte Deulſchrift bereits gebracht 

1. Nach Abzug aller geſetzlich feſtgeſtellten Verwendungszwecke entfallen 
schließlich auf die Staaten des nordveutſchen Bundes 591,233,278 Thle. und 
auf die ſüddeulſchen Staaten 143,642,771 Thlr. Von dieſer letzteren Summe 
iſt den ſüddeulſchen Staaten bereits definitiv überwieſen 101.174.758 Thlr. 
Von dem genannten Antheil, der auf den norddeutſchen Bund fällt, find 
zunächſt zu beſtreiten: die Kriegskoſten im Betrage von 598 391,942 Thlr. 
Davon geht ab der Betrag der Kriegsanleihen nebſt dem Ueberſchuß der 
Darlehuskaſſen im Betrage von 204,871,820, bleiben 393,520,120 Thlr. 
Dazu kreten aber der am Schluß 1872 noch offenſtehende Betrag der Kriegs⸗ 
ſchuld mit beinahe 13 Millionen, ferner Rückſtände der Eſſenbahnverwaltung 
in Elſaß⸗ Lothringen mit eiwa 4 Millionen, Ausgaben bei der Marine mit 
etwa / Million, Forderungen in Folge des Geſetzes für die Unterſtützung 
der Familien der Landwehr und Reſerde etwa 1%, Millſon, für Reviſion 
der Kriegskoſtenrechnungen 34,000 Thlr, für Arlillerie⸗ und Belagerungs⸗ 
Geſchütze 606,000 Thlr., zuſammen mit der letztgenannten Hauptſumme 
422 481,000 Tblr. Hierzu treten nun ferner die Retabliſſementskoſten mit 
106,846,000 Thlr., wovon ca. 20 Millionen bis zum Schluß des vorigen 

abres verrechnet ſind. Ferner für eine Anzahl von Magazin- und Garniſon⸗ 

inrichtungen und Kaſernenbauten allein für den nordbeutſchen Bund 13% 
Millionen. Ueber dieſe beiden letzten Forberungen wird bem Haufe noch in 
dieſer Woche eine Special⸗ Vorlage zugehen. Von den reſervirten 14 
Millarden Fraues (400 Millionen Thaler) ſind durch Geſetz bereits ange: 
wieſen, 187 Millionen Thaler für den Invalidenfonds und 72 Millionen 
für die Umgeſtaltung der deutſchen Feſtungen. 

Vom Reichstag begehrt ſind ferner 690,000 Thlr. für Erweiterung des 
Kriegsminiſteriums und für Cadettenanſtalten, ſodann 37 519,337 Thlr. für 
den Eiſenbahnbau in Elſaß⸗Lothringen, ferner 18 019,390 Thlr. für das 
Extraordinarium der Marineverwaltung für 1873 und 74, zuſammen 
370,158,977 Thaler. Hierzu werden noch verlangt 261,000 Tole. für Her⸗ 
ſtellung von Hauen 600,000 Thlr. für Entihädigung dentſcher und 
fremder, d. h. außerfranzöſiſcher Eiſenhahnverwaltungen, für Truppentrans⸗ 
porte in Frankreich nach Abſchluß des Friedens 1,833,000 Thaler, ferner 
für Marineanlagen 10,692,500 Thlr., ferner die Mehrkoſten für die Be⸗ 
ſetzung in Elſaß Lothringen für 1873 mit 1½ Millionen, endlich verſchiedene 
kleinere Militär⸗Ausgaben mit 300,000 Thirn. Dies ſind die Poſitionen, 
die ich zur Zeit mit Beſtimmtheit als ſolche bezeichnen kann, die auf den 
reſervirken Antheil der 1½ Milliarden kommen. Was nun den Etat für 
1874 betrifft, jo find debon als eigentlich durchlaufende Poſten auszu⸗ 
feinen für den Inpalidenfonds 12,416,000 Thlr., für die Elſaß⸗Lothringi⸗ 
ſchen Feſtungen 9,663,000 Thlr., kleinere durchlaufende Poſten im Betrage 
von 374,000 Thlr., zuſammen 23 Millionen Thaler. Darnach würde 1874 
als wirkliche Ausgabe 116,84 000 Thle., das iſt gegen 1873 eine Mehr⸗ 
Ausgabe von 13 Millionen Thlr. Von dieſen kommen auf die außerordent⸗ 
lichen Ausgaben 7,146,000 Thlr. für das Dienſtgebäude des Reichskanzler⸗ 
amtes, für die Marineverwaltung und Eiſengbahn verwaltung in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen, ſowie die Convention für die Gotthard⸗Bahn. Ferner kommen im 
Ordinarium auf die Mehrausgaben bei der Verwaltung des Reichsheeres 
2,267,215 Thlr. für die Verbeſſerung der Lage der Unteroffiziere, bei der 
Marineverwaltung 879,820 Thlr., endlich an Wohnung sgeldzuſchüſſen für 
die Offiziere und Beamten 5,715,000 Thlr., das. e giebt zuſammen einen 
Mehrbeirag von 9,362,000 Thlen. Was die Einnaßmen betrifft, fo habeg 
wir bei den Zöllen und Verbrauchsſteuern eine Mehreinnahme gegen 1873 
von mehr als 4 Millionen Thalern, bei der Poſtverwaltung eine ſolche von 
1,584,000 Thlrn. (bö 1), bei der Telegraphenverwaltung von 286,000 Zhlen , 
zuſammen von 6 204,000 Thlin. Dagegen ſteht eine Mindereinnahme bei 
der Eiſenbahnverwaltung von 124,000 Thlrn., fo daß im Ganzen eine 
Mehreinnahme von 5,187,931 Thlrn. beſteht. Wir find bei der Aufſtellung 
des Etals bemüht geweſen, die Einnahmen vorſichtig zu veranſchlagen und 
in den Ausgaben das Maß inne zu halten, welches gegenüber den Bevürf⸗ 
niſſen des Reichs für erforderlich zu achten iſt. 

Abg. Richter; Hätten wir die endlich gegebene Ueberſicht über den 
Stand der franzöſiſchen Zahlen wenigſtens 24 Stunden früher und ſchriftlich 
erhalten; dann könnte man dieſer langen Ziffernreihe unmittelbar die Keitik 
folgen laſſen. Auch haben wir keine Angabe erhalten, was denn eigentlich 
von den Milliarden zur Vertheilung übrig bleibt; für die norddeutſchen 
Staaten werden wohl kaum 150 Millionen Thlr. und für unmittelbar pro⸗ 
ductive Zwecke des Reiches oder ber Einzelſtaaten kaum 4 oder % Milliarde 
übrig bleiben, eine Summe, die weit hinter unſeren berechtigten Erwartungen 
zurückſteht, da fie kein auch nur anrähbernder Erſatz für die in den Liqulda⸗ 
tionen der Staatskaſſe nicht zur Erſcheinung zu bringende Einbuße des all: 
gemeinen Wohlſtandes iſt. Die Kriegskoſten des norddeutſchen Bundes be⸗ 
tragen 396 Millionen Thlr., eine gelebliche Ermächtigung iſt aber nur für 
die Verausgabung von 340 Millionen Thie exiheilt durch die drei Kredit⸗ 
geſetze von 120, noch einmal 120 und 100 Millionen Thaler, für den Reſt 
der Kriegskoſten fehlt bis jetzt die geſetzliche Ermächtigung, ohne welche aus 
der Kriegscontribution keine Zahlung geleiſtet werden darf. Sie fehlt auch 
für die 106 Millionen Retabliſſementskoſten des norddeuiſchen Bundes. 
Das Gewehr⸗ und Geſchützſyſtem wird umgeſtaltet, die Fabriken werden dazu 
erweitert, ohne daß man eine Ahnung dapon hat, aus welchen Fonds dieſe 
Koſten beſtriſten werden. Sie einfach als Retabliſſementskoſten betrachten, iſt 
doch wohl unmöglich, ebenſo gut hälte man auch die Umgeſtaltung des 
Feſtungsweſens, für die eine geſetzliche Ermächtigung nachgeſucht worden iſt, 
in dieſe Kategorie ſetzen können. Heute am 26. Mai treten wir in die Etat⸗ 
berathung ein, nachdem der Reichstag mehr als zwei Monate bereits in 
Berlin verſammelt iſt! Wir müßten in das Geſetz über die Einnahmen und 
Ausgaben der Verwaltung als § 1 hineinſchieben, daß der Reichshaushalt 
vollſtändig bis zum 1. April des Jahres ſpäteſtens vorzulegen iſt. Selbſt 
in Mecklenburg find die Stäude jo conſtitutionell, daß ſie ſich beſchweren, 
wenn durch eine über Gebühr binausgezogene Seſſion und den Deuck der 
Ermüdung die Freiheit der Berathung indirect beeinträchtigt wird. 

Ich vermiſſe ferner ein einheitliches Bild unſerer Finanzlage und eine 
Trennung der ordentlichen von den außerordentlichen Einnahmen, wie ſie 
bei den Ausgaben beliebt iſt. Ein Vergleich der ordentlichen Einnahmen 
und Ausgaben ergiebt ein Defizit von 6 Millionen Thaler, das aus dem 
Ueberſchuſſe von 1872 gedeckt werden muß. Die ordentlichen Ausgaben 
ſteigern ſich nämlich gegen das Vorjahr um 9% Millionen, die ordentlichen 
Einnahmen nur um 3 Millionen Thaler, ohne Steuererlaß und bei der ge: 
ringen Ermäßigung der Matrikularbeiträge um nur 1% Millionen. Von 
jenen Meß rausgaben kommen 5% Millionen auf Wohnungsgeld⸗Zuſchüſſe, 
27% Millionen auf das Unteroffiziergeſetz, ungefähr 900,000 Thlr. 
auf das Ordinarium der Marine und eben ſo viel auf die Eivilverwaltung, 
in der letzleren Ziffer fteden noch 350,000 Thlr. für Militärpenſionen der 
5 in Elſaß⸗Lolhringen und ver Dispoſitionsfonos des Kaiſers für 

nadenbewilligungen, die vorzugsweise älteren Militärs zu Gute kommen, 
beides Poſten, die eigentlich dem Pauſchquantum zur Laſt fallen müßten. 
Von den Mehrausgaben im Jahre 1874 entfallen 7 Millionen auf Militär 
und Marine und höchſtens 2% Milliogen auf die Civilverwaltung, obwohl 
es ſehr zweifelhaft iſt, ob ver nächſte Etat eben ſolche Ueberſchüſſe in Ein⸗ 
nabme wird ſtellen können. Wie ſehr auch die Einnahmen von Zöllen und 
Verbrauchsſteuern wachſen mögen, jo find doch jetzt ſchon nachträgliche Aus: 
gaben für 1873 im Betrage von 10 Millionen angemeidet, für die eine 
Deckung noch exit geſucht werden muß. Will man die Matrikularpeiträge 
nicht erhöhen, ſo conſumirt man die Ueberſchüſſe des Jahres 1873 aus 
Zöllen und Steuern zu Ungunſten des Eiats für 1875. Die Anſchläge der 
Einnahmen aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern waren im Jahre 1872, 
das uns hier einen jo großen Ueberſchuß gebracht hat, ganz beſonders 
niedrig bemeſſen, weil denſelben die Rechnung der durch Nolhſtand und 


auer 


Krieg ſehr ungünſtigen Jahre 1868—70 zu Grunde gelegt waren. Künftig 
bilden die günfligeren Jahre 1870-72 den Maßſtab für ven Voranſchlag, 
und da erſcheint es doch ſehr zweifelhaft, ob die wirklichen Einnahmen den 
Anſchlag fo erheblich, wie bisher, überſteigen werden. Wäre dies aber auch 
der Fall, jo kommen andererſeits doch auch die außerprdentlichen Ausgaben 
in Betracht, jo daß zur Deckung der ordentlichen Ausgaben die Ueberſchüſſe 
nicht mehr herangezogen werven können. . a i 

„Der Floltengründungsplan eröffnet uns eine ſehr weite Perſpective für 
die Steiger ung der außerordentlichen Ausgaben in der Zukunft. Für dieſes 
Jahr hat es bei 3% Millionen fein Bewenden, die aus den laufenden Ein⸗ 
nahmen zu decken ſind; alles Uebrige ſoll aus der Kriegscontribution ge⸗ 
deckt werden. Dies ändert ſich aber ſofort mit Ablauf des Jahres, da für 
1875 keine Mittel aus der Kriegsentſchädigung reſervirt werden; nach dem 
Flottengründungsplan erſcheinen alſo für die Jahre 1875 bis 77 mehr als 
30 Millionen als „außerordentliche Ausgaben“ im Etat, die — wenn nicht 
Ueberſchüſſe vorhanden find — durch Anleiden gedeckt werden müſſen. Ich 
gehöre nicht zu den Marine⸗Enthuſiaſten, die es noch jetzt für nothwendig 
halten, der Verwaltung einen Anſtoß zu geben, ungemeſſene Summen auf 
den Marine⸗Etat zu verwenden; ich glaube vielmehr, daß durch das ſtete 
Drängen parlamentariſcher Körperſchaften auf Mehrausgaben für die Marine 
der Marine im Ganzen mehr geſchadet als genützt wird. Es kommt nicht 
bloß darauf an, Gelder verfügbar zu machen, ſondern die Marine bedarf 
zu ibrer Entwickelung auch der Zeit, geeignete Krafte zu gewinnen, um dieſe 
Gelder zweckmäßig zu verwenden. (Sehr richtig!) Wie wenig ſolche Kräfte 
noch bis vor Kurzem vorbanden waren, wie wenig Ueberſicht und Plan ge⸗ 
herrſcht hat, beweiſt jene famoſe Rede des Admiral Jachmann, die derſelbe 
am 16 Mai 1870 im Reichstage hielt. Er erklärte damals auf die Inter⸗ 
pellation des Abg. v. Benda: „Ich glaube mit der größten Beſtimmtheit 
die Erklärung abgeben zu können, daß die Voranſchlagsſumme bis zum 
1 1877 nicht überſchritten werden wird, und daß das Marine⸗ 

Niniſterium im Stande ſein wird, die Vorlage, die es im Jahre 1867 
die Ehre hatte, dem bohen Haufe zu machen, mit dieſen Mitteln auszu⸗ 
führen“. — Wo iſt jetzt der Admiral Jachmann, und wo der Voranſchlag 
von 1867? — Jener geht als Admiral in partibus infidelium ſpazieren, 
und der Voranſchlag von 1867 iſt Makulatur — und doch find erſt 3 Jahre 
ſeit jener Erklärung verfloſſen Als Herr v. Stoſch die Verwaltung an: 
trat wies er in einer Denkſchrift nach, daß nicht die vorgeſehenen 37 M llio⸗ 
nen, ſondern eiwa das Doppelte nölhig ſei. Jetzt theilt man uns mit, daß 
auch dies nicht ausreicht, ſondern daß — wenn man die Befeitigungsarbeiten 
für Wilhelmshaven und Friedrichsort⸗Kiel hinzurechnet, die dreifache 
Summe erforderlich iſt, die man 1867 annahm. 

Die Marine wird uns demnach 111 Millonen koſten, und wenn wir die 
29 Millionen dazurechnen, welche ſeiner Zeit Preußen im Extraordinarium 
für die Marine bis 1868 ausgegeben hat, ſo werden wir eine Marine haben 
für 140 Millionen Thaler. Dabei ſteckt der neueſte Gründungeplan das 
Ziel der Marine nicht erheblich weiter, als es bis 1867 der Fall war. In 
dem Plan von 1865, der dem von 1867 zu Grunde liegt, trug man ji 
mit viel größeren Ideen als heute. Es heißt, eine Panzerflotte von 20 
Schiffen mit 10 Fregatten wird im Stande fein, die Paſſage durch den Sund 
zu erzwingen. Nun weiß ich nicht, ob bisher überhaupt ſchon eine Fregatte 
den Sund paſſirt hat. Man war ſehr froh, ohne Ungemach den Belt zu 
paſſiren, und iſt von dem Gedanken die Paſſage durch den Sund zu erzwin 
geu, zurückgekommen. Man beabſichtigt getrennte Panzergeſchwader file die 
Nord⸗ und Oſtſee zu bilden, welche die Küſten gegen die Blokade ſchützen 
ſollen. Für dieſen beſchrankten Zweck wäre doch ein Aufwand von 40 Mill. 
zu groß. Wäre es möglich durch Herſtellung des Nord⸗Oſtſee⸗Canals die 
Zahl der Panzerſchiffe zu vermindern, jo wäre das ſehr wichtig. Die gegen: 
wärtige Verwaltung arbeitet allerdings weniger für große Panzerflotten, das 
Ideal der Seeoffiziere, als daß fie die Schiffe nach der natürlichen Ber 
ſchaffenheit unſerer Küſten und Meere einzurichten ſich beſtrebt, wodurch der 
Schwerpunkt in die Beſchaffung vo; Monitors, in die Eatwickelung des 
Torpedoſyſtems und der Küſtenbefeſtigungen fält. Die Entwickelung der 
Marine in vieſer Richtung iſt die naturgemäße. Es iſt guch richtig, daß 
man die Zahl der Schiffe, welche die deutſchen Intereſſen außerhalb Europa's 
vertreten ſollen, im Flottengründungsplan nicht vermehrt hat, ſondern daß 
es bei den 20 Schraubencorvetten ſein Bewenden hat. Allerdings hat 
Deutſchland der Stärke ſeiner Handelsmarine entſprechend auch ſein Con⸗ 
tingent zur Handhabung der internationalen Meer⸗Polizei zu ſtellen, aber 
darum ſoll nicht überall, wo ein deutſcher Auswanderer wohnt, ein deulſches 
Handelsſchiff ſchwimmt oder im Hafen liegt, auch jedesmal ein deutſches 
Kriegsſchiff in der am fein. 

Der Staat hat außerhalb feiner Grenzen eine beſchränkte Verpflichtung 
zur Vertretung der Intereſſen ſeiner Angehörigen, ebenſo wie die Angehö⸗ 
rigen auch nur außerhalb der Grenzeg in Bezug auf Wehr und Steuer⸗ 
au dem Staat gegenüber beſchränkte Verpflichtungen haben. Auf die 
Reichskaſſe iſt ihr Riſiko nicht zu übernehmen. Die Koſten für Marine und 
Conſularbertretung im Auslande find nicht blos von einigen reichen See⸗ 
ſtädten, ſondern von dem ganzen Binnenlande aufzubringen durch oft recht 
läſtige Abgaben. In das Myſterium unſerer Häfen will ich nicht weiter 
eingehen. Wilhelmshaven ſollte nach dem Gründungsplan von 1867 ein: 
ſchließlich der Befeſtigung uns noch 7 Millionen koſten, jetzt 24 Millionen 
und mit Eiſenbahn⸗ und Kanalverbindungen 38 Millionen Thle. Der Bau⸗ 
plan datirt vom Jahre 1856. Damals ſagte der Vertreter der Marine in 
der preußiſchen Büdgetcommiſſion, vaß man berechtigt ſei anzunehmen, daß 
man einſchließlich der Befeſtigung mit circa 3,380,000 Thaler ausreichen 
wird. Es wäre ſehr gut geweſen, wenn die parlamentariſchen Körperſchaf⸗ 
ten darauf gedrungen hätten daß Unterſuchungscommiſſionen von Sachver⸗ 
ſtändigen niedergeſetzt würden, die von der Verwaltung unabhängig dem 
Reichstag Bericht erſtattet hätten. Wir dürfen uns nicht verhehlen, daß 
die Anlage der Marine viel größere Summen erfordern wird als man bis: 
her angenommen. Nach dem Flottengründungsplan von 1867 ſollten die 
laufenden Koſten ca. 6 Millionen Thlr. betragen, nach dem neueſten Plan 
belaufen fie ſich bereits auf 8% Millionen und 1882 werden fie 10% Mil⸗ 
lionen erreichen. Um fo gudber iſt unſere Verpflichtung darauf zu eben, 
daß nun nicht auch noch die Ausgaben für das Landheer ins Ungemeſſeue 
hinein forlwährend zunehmen. Die Militärverwaltung hebt zwar hervor, 
daß es möglich ſei, die Aktillericorganiſation in den Grenzen des Pauſch⸗ 
quantums auszuführen. Es iſt aber bisher noch nicht die Frage beant⸗ 
wortet, woher die einmaligen Koſten für biefe Organiſation, die Koſten für 
die Bewaffnung, Geſchüze und Pferde gedeckt find. Ich glaube nicht, vaß 
auch dieſe auf das Pauſchquantum angewieſen worden ſind. Die Militair⸗ 
verwaltung giebt ſelbſt zu, daß die Koſten der Reorgamſation nach 1874 
ect en des Militairetats von 90 Millionen Thaler nicht mehr zu 
decken find. 

Wir find alſo durch die Vornahme dieſer Reorgauiſation gewiſſermaßen 
ſchon prajudicirt für die Zukunft, um fo mehr hätte man das formelle Recht 
des Reichstages nach jeder Richtung hin wahren ſollen. Der Militäretat 
muß uns doch zur Keuntnißnahme, zur Erinnerung vorgelegt werden. Ein 
Gtat, der dieſe Reorganiſation enthält, hat uns bisher noch nicht vorgelegen. 
Wir haben damals gefragt, was man in dieſer Beziehung beabſichtige. Man 
hat uns geantwortet, die Verhandlungen ſeien nicht abgeſchloſſen. Wenige 
Wochen, nachdem der Reichstag auseinander war, wurden die Ordres voll⸗ 
zogen, die Reorganiſation trat in's Leben. Nun iſt es ja richtig, daß dieſe 
neuen Geſchützbatterien noch keine definitive Nummer haben; daß die ange⸗ 
ſtellten Officiere noch kein klagbares Recht für die Stellen haben — es iſt alſo 
der Eigenthumszitel gewiſſermaßen noch nicht eingetragen — dafür hat ſich 
aber um fo vollſtändiger vie Militärverwaltung in den Beſitz geſetzt, und 
was es heißt, eine Miliſärverwaltung, die einmal vollſtändig im Beſitz iſt, 
aus dem Beſitz zu vervrängen, ſelbſt wenn ber Beſitz unſechtmäßig iſt, haben 
wir in Preußen ſeiner Zeit erfahren. (Heiterkeit) Wir bezweifeln nicht, 
daß materiell die Reyrganiſation ſehr angezeigt ſchien. Die Erfahrungen 
des Krieges wieſen darauf bin, eine größere Wirkung der ne Mob zu er⸗ 
zielen, und uns kann es nur angenehm ſein, wenn durch eine größ re Ver: 
wendung von Eiſen künftig an Blut geſpart wird. Indeſſen, was uns auf⸗ 
fällt, iſt, daß während kur der einen Seite die Specialwaffen weiter orga⸗ 
niſirt werden, mam anderer Seits ſolche Specialwaffen dennoch nicht 
beſchränkt, welche nach den Erfahrungen des Krieges an Bed utung ver⸗ 
losen haben. Ich erinnere z. B. nur an die Küraſſiere und Jäger. Das 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Po 
Kafalten e e die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Pauſchquantum bleibt ſcheinbar unverändert und es laufen ſchon jetzt neun 
Credite nebenher. Zähle ich nun alle die verlangten ECrevite zufammen, ſo 
komme ich zu dem Schluſſe, daß wir für 1874 für militäriſche Zwecke nicht 
90 Millionen, ſondern 142 Millionen gebrauchen werden. (Hört! hört! links.) 
Und dabei iſt noch gar nicht einmal mitgerechnet der Reſt der Kriegskoſten 
und die ungeheure Summe der Retabliſſementskoſten. Uater den Credit⸗ 
forderungen werden nun auch wieder die 2% Millionen für das Kadelten⸗ 
ſchloß in Lichterfelde verlangt. (Heiterkeit.) 

Ich hatte mir in der Zwiſchenzeit mit der Hoffnung geſchmeichelt, man 
werde bon ber weiteren Ausdehnung ver Cadettenerziehung Abſtand nehmen. 
Herr von Roon iſt ja zugleich preußiſcher Miniſterpräſident und iſt als 
ſolcher energiſch für die Kirchengeſetze eingetreten. Unter dieſen iſt auch 
eins, das gegen die Seminarien gerichtet iſt. Es iſt ſehr überzeugend in 
den Motiven zu leſen, wie ſehr die mehrſeitige Erziehung von Knaben für 
einen beſtimmten Beruf in abgeſchloſſenen Anſtalten geeignet iſt, die Ge⸗ 
müther befangen zu machen und Gefahr für die bürgerliche Ordnung herbei⸗ 
mführen. (Hört!) Ich dächte, was den Seminariſten recht iſt, das wäre 
den Kadetten einigermaßen billig. (Sehr gut! links.) Es kommt uns nun 
ferner die Nachricht zu, daß in Mainz große Etabliſſements gebaut werden, 
die Hunderttauſende von Thalern koſten, zur Verpropantirung des Heeres 
und der Marine. (Hört! hört!) Ich muß geſtehen ich habe keine Ahnung 
davon, aus welchen Fonds die Koſten dieſer Einrichtungen beſtritten werden. 
Man ſagt uns, es werden jene Summen mitgerechnet auf die Koſten des 
Oecupationsheeres in Frankreich. Es kommt aber in Betracht, daß jene 
Occupation nur eine vorübergebenve iſt, daß dagegen hier dauernde Ein⸗ 
richtungen getroffen werden, und daß überdies das ganze Occupationsheer 
jöne Naturalverpflegung von Frankreich geliefert erhält. Es kann alfo bier 

ei nicht zurückgegriffen werden auf die Ocenpatiouskoſten. Daher wäre es 

mir ſehr erwünſcht, zu vernehmen, was es damit für eine Bewandniß habe. — 
Die Nothwendigkeit einer Erhöhung der Unterofficiersgehälter hat unfere 
Partei immer betont; ſchon in der Conflictsperiode im Jahre 1863 geſchah 
das von der Militärcommiſſion des Abgeorduetenhauſes in einer Reſolulion. 
Die Militärverwaltung ſuchte damals dir Verbeſſerung der Lage der Unter⸗ 
oficiere außerhalb des Etats zu bewirken namentlich durch Vermehrung der 
Ausſicht auf Civilverſorgung. 5 

Von unſerer Seite wurde damals hervorgehoben, wie mißlich überhaupt 
eine Inſtitution ſel, bei der man, um ein mittelmäßig bezahlter Schreiber 
zu werden, erſt ein ſchlecht bezahlter Soldat werden müſſe. Ehrliche Arbeit, 
ehrlicher Lohn aber keine Hoffnung auf blaue Vorſpiegelungen, dieſer 
Grundſatz müſſe auch hier zur Geltung kommen. Gleichwohl hat die Mili⸗ 
tärberwaltung, als das Pauſchguantum bewilligt war, ſich nicht veranlaßt 
geſehen, den Sold der Unterofficiere weiter aufzubeſſern als um die be⸗ 
kannten 6 Pfennige. Es kam nun das Jahr 1871. Wir ſtanden wieder 
vor der Bewilligung des Pauſchquantums. Damals verlangte ich in der 
Militärgruppe der freien Commiſſion einen Nachweis über die zur Zeit 
nicht beſetzten Unterofficiersſtellen. Ich habe mir dieſen Nachweis ſorgfältig 
aufbewahrt, er war uns damals übergeben mit der Verpflichtung, ihn ges 
beim zu halten. Damals war die Zahl der feblenden Unteroſſiciere noch 
größer wie gegenwärtig, und man hatte das Bedenken, daß, wenn dieſe 
Ziffer damals bekannt wurde, man Zweifel an der Wehrtüchtigkeit unſerer 
Armee daraus eninehmen würde. Unſere Anträge damals hatten den 
Zweck, innerhalb der 90 Millionen die Mittel zu finden zur Befriedigung 
des vorliegenden Bedürfniſſes. Indeſſen die Mehrheit wollte es ja anders. 
Das Pauſchquantum wurde unperkürzt bewilligt. Nun mußten wir ans 
nehmen, daß man innerhalb dieſes Pauſchquaniums auch die Mittel finden 
würde, um dieſe Exiſtenzfrage der Armee — denn das war ſie ja auch 
damals ſchon — zu löſen. Das iſt aber nicht geihehen. Man hat nicht 
einmal die Erſparniſſe aus den vacanten Unterofficierſtellen auf die Ver⸗ 
beſſerung der Lage der Unterofficiere verwendet, ſondern hat ſich die Er⸗ 
ſparniſſe anderweitig gut ſchmecken laſſen. Hätte man denſelben Eifer, den 
man angewendet hat, überall für die commandirenven Generale Dienſt⸗ 
wohnungen herzuſtellen, auf die Verbeſſerung der Unterofficiersgehälter ver⸗ 
wendet, jo ſtänden wir heute nicht vor dieſer ungelöſten Exiſtenzfrage, wie 
dies gegenwärtig der Fall iſt. a 

Indeſſen, meine Herren, wir wollen nicht auf unſeren Schein ſehen, die 
Exiſtenz der Armee ſteht uns höher. Wir ſind alſo gewillt, von unſerem 
Pauſchquantum zurückzutreten, fals auch die Militärverwaltung den Schein 
zurückgiebt, falls von dem Tage an, wo die Erhöhung der Unterofficierge⸗ 
hälter in das Leben tritt, der geſammte Eſat uater unſerer Prüfung und 
Feſtſetzung wieder unbreitet wird. Wohin würden wir kommen, wenn wir 
das Pauſchquantum beſtehin ließen und daneben noch extra bewilligten? 
Dann ſtellt das Pauſchquantum nur eine Minimalſumme für die Bewilli- 
gung des Reichstages dar und gewinnt den Charakter eines Reſervefonds, 
auf den die Militärverwaltung nur ſolche Ausgaben aumeilt, für welche die 
Mittel von uns uachzuſuchen ihr nicht bequem iſt. (Sehr richtig!) Wir 
ſind aber auch ſachlich gar nicht in der Lage, die Vorlage anders zu prüfen, 
als wenn wir den ganzen übrigen Mlltäretat nicht mit in Betracht ziehen; 
wie ſollen wir Zuſätze zu einzelnen Titeln jenes Etats bewilligen, ohne 
dieſe Titel ſelbſt im Ganzen zu bewilligen? Wie können wir den Factor 
beſtimmen, der ſich aus der beantragten Löhnungserhöhung für die Unter⸗ 
officiere im Etat ergiebt, wenn wir nicht im Stande find, die Zahl der 
Stellen ver Unterofficiere ſelbſt feſtzuſetzen? Wie ſollen wir eine Erweiterung 
des Inſtituts zu Annaburg bewilligen, wenn das Ynititus ſelbſt ſich unſerer 
Cognition und unſerer Beſtimmung entzieht? Für manche Provinzen wird 
die Erhöhung der Löhnung vielleicht nicht ausreichen; vielleicht wäre es 
auch möglich, mit einer geringeren Zahl von Unterofficieren pro Compagnie 
auszukommen, — alle diefe Fragen können aber nur erörtert werden, wenn 
man gleichzeitig die einzelnen Titel des Ordinariums inz Betracht zieht. — 
Was ich bedauere, iſt, daß die Vorlage nur die äußere Lage der Unter⸗ 
officiere zu verbeſſern beſtrebt iſt, ohne zugleich die Mittel zu fordern, um 
den Stand auch geiſtig zu heben, und ſtrebſamen Perſonen die Möglichkeit 
zu geben, durch weitere Ausbildung ſich fähig zu machen, Officier zu werden. 
Gerape darin, daß der Soldat außer der Civilverſorgung gar keine Aus: 
ſicht für feine Zukunft bat, liegt der Grund, daß es jo ſchwer fällt, die 
nöthige Anzahl Unterofficiere zu bekommen. — Was das Geſetz über die 
Wodnungsgelozuſchüſſe für die Officiere betrifft, jo charalteriſirk ſich in der 
Verſchiedenheit der Sätze für Officiere und Beamte die ganze Präponderanz 
der Militärverwaltung im Reiche. 

So bleibt der Director der oberſten Reichsbeboͤrde bezüglich des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes noch hinter dem Regimentscommandeur, ein Mitglied 
der Oberrechenkammer hinter dem Hauptmann I. Klaſſe zurück. Rechnet 
man den alten Servis, der im Jahre 1868 erſt um 50 pCt. erhöht wurde, 
zu dem neuen Wohnungsgeldzuſchuß, ſo kommt man ſogar zu einer Skala, 
bei der der Director der oberſten Reichsbehörde inter dem Hauptmann 
I. Klaſſe, der Präſident des obeeſten Reichsgerichts hinter dem Hauptmann 
II. Klaſſe und ein Appellationsgerichtsralh noch hinter dem Lieutenant zu⸗ 
rückbleibt. In den Motiven wird dieſe Ungleichheit gur durch die höheren 
Deenſtaufwandskoſten gerechtfertigt; aber wenn der Stallſervis, das Buß: 
zeug und Rüſtzeug für Pferde und der Hufbeſchlag theurer geworden iſt, 
warum erhöht man denn nicht die entſprechenden Elats, ſondern den Mob: 
nungsſervis? Es iſt gewiß richtig, daß die Pferde heute theurer zu be⸗ 
(haften und zu erhalten ſind, als früher, aber die Rationsgelder find auch 
mit den Futterpreiſen geſtiegen, und ebenſo vie Zuſchüſſe für ſolche Pferde, 
die von den Offizieren gar nicht gehalten werden. Die Zahl ver letzteren 
iſt fo groß, daß man damit eine ganze Cavallerie⸗Brigade heritten machen 
könnte. Wenn man erklärt, die Woßhnungsgeldzuſchüſſe haben den Zweck, 
für den erhöhten Dienſtaufvand zu entschädigen, wie kommt man dann 
dazu, dieſen Dienſtaufwandzuſchuß bei der Penſion mit in Rechnung zu 
ziehen? Das widerspricht allen Verwaltungsgeundſätzen, und die Belaſtung 
bes Penſionsfonds aus dieſem Geſetz wird um jo bedeutender werden, als 
der Wohnungsgeldzuſchuß in den oberen Stellen im Vergleich mit den un⸗ 
teren unverbälin ßmäßig hoch iſt. Meine Herren, wir ſteden ja den Offi⸗ 
zieren ebenſo nahe, wie den Beamten, beide ſind Diener des Reichs, und 
die jetzige Zeit iſt am wenigſten vazu angethan, ein Vorurtheil gegen den 
einen, oder eine Vorliebe für den anderen Stand zu haben; aber man mu 
uns in die Lage ſetzen, ſachgemäß das Einzelne zu prüfen, dadurch, da 
man den ganzen Militäretat zu unſerer Cognition beingt. Bewilligen wir 
jetzt ſtatt 50 Millionen durch den Zuſchlag dieſer Geſetze 96 Millionen, fo 


— 


wird ſich die Militärverwaltung im nächſten Jahre damit wahrhaftig nicht 
für abgeſunden erklären: das ind nur die erſten Staffeln, die zu einem 
Normalbudget von einer ſo ſchwindelnden Höhe hinaufführen, daß weder die 
Ueberſchüſſe noch die Milliarden dazu ausreichen. 8 

Der Sold der Gemeinen, die Eimquartierungsentſchädigung für die 
Gemeinden und andere Bedürfniſſe werden in Zukunft conſequenter Weiſe 
erhebliche Mehr⸗Beträge erfordern. Wohin die Militär⸗Verwaltung ſtrebt, 
das zeigt uns ja das vorgelegte Militär⸗Geſetz. Sie entnehmen aus dem⸗ 
ſelben, daß 2000 neue Offiziersſtellen auf den Etat gebracht werden und 
daß die Friedenspräſenzſtärke der Armee auf 401,000 Mann feſtgeſtellt iſt, 
eine Höhe, die allerdings der gegenwärtigen geſetzlichen Stärke entſpricht, 
die aber unter der Bedingung feſtgeſtellt worden iſt, daß man mit 235 
Thaler pro Kopf auskommt. Dieſe Ziffer von 225 Thalern war knapp 
bemeſſen und die Knappheit der einen Ziffer corrigirte die andere Ziffer: 
man konnte, um mit dem Pauſchquantum auszukommen, 401,000 Mann 
aus demſelben nicht unterhalten und die ſind auch meines Wiſſens nicht 
unterhalten worden. Wenn aber num auf der einen Seite die Begrenzung 
fortfällt und nun blos die Ziffer der Friedenspräſenzſtärke bleibt, dann 
liegt darin nicht nur die Sicherung des Etats auf derſelben Höhe, ſondern 
es wird auch eine feſte Grundlage gegeben für ein fortwäßrendes Wachſen 
deſſelben. Perſönlich und menſchlich finde ich es ja ganz erklärlich, daß der 
Kriegsminiſter am Abend feiner Amtsführung auch die letzten Ideale von 
Selbständigkeit der Militärverwaltung zu verwirklichen ſucht, aber ich finde 
nicht begreiflich, daß man ſolche Forderung in einem Militärgeſetz ſtellt, 
das die Ausführung durch den Abg. v. Forckenbeck in die Reichsverfaſſung 
gekommenen Amendements iſt. Herr v. Forckenbeck hat ſich aber im con⸗ 
ſtituirenden Reichstag gegen nichts fo ausgeſprochen, wie gegen eine ſolche 
Firirung der Friedenspräſenzſtärle. Herr v. Forckenbeck ſagte: „Dieſe Ziffer 
für alle Zukunft feſtſtellen heißt nach dem, was ich geſagt babe, für alle 
Zukunft die Militärexekutive von allen Bedürfniſſen, allen Anforderungen 
dem Landtage gegenüber zu befreien und das Budgetrecht des Landtags 
für immer zu vernichten.“ { a 

Von dieſem Standpunkt ift Herr v. Forckenbeck nie abgewichen. Es ift, 
für uns nicht ſchmeichelhaft, wenn die Militärverwaltung ohne Noth und 
äußere Gründe uns Forderungen ſtellt, welche der conftituivende Reichstag 
unter den ſchwierigſten Verhältniſſen beharrlich abgelehnt hat. Möge ihr 
die Mehrheit endlich erklären: Bis hierher und nicht weiter! Zeigt der 
Reichstag dieſelbe Schwäche, wie die altliberale Partei 1860 und 61, ſo be⸗ 
ſchwört er einen Conflict herauf, der leicht verhängnißvoller werden kann, 
wie der preußiſche. Andererſeits halte ich, wenn die Mehrheit der Militär 
verwaltung gegenüber eine ſelbſtſtändige Haltung zeigt, die jetzige Zeit für 
geeigneter zur Verſtändigung, als irgendeine ſpätere. Wir leben ja alle 
noch unter den Erfah ungen des letzten Krieges. Ich gebe zu, daß nach 
dieſen Erfahrungen die Landwehrverfaſſung eine viel größere Bedeutung 
in unſerem Heere hat, als man bei der Reorganiſation annahm. Anderer⸗ 
ſeits haben ſich die Vorzüge dieſer Reorganſation nicht ſo bewährt, als 
man vorausſetzte. Wenn irgend etwas für den guten Geiſt unſeres Officier⸗ 
Corps ſpricht, fo iſt das der Umſtand, daß in der militäriſchen Literatur 
nach dem Kriege durchaus keine Ruhmredigkeit herrſcht, ſondern daß man 
kritiſch alle militariſchen Verhaltniſſe zu prüfen ſich bemüht, daß man unſere 
preußiſche Heeresorganiſation eben jo wenig als unübertrefflich erachtet, wie 
ſich das Zündnadelgewehr als abſolut beſte Waffe erprobt hat. Es iſt ſehr 
intereſſank, daß in den militäriſchen Kreiſen der Gedanke wieder mehr Auf⸗ 
nahme findet, die Dienſtzeit auf zwei oder zweieinhalb Jahr zu verkürzen. 
Wenn eine ſolche Verkürzung militäriſch geftattet iſt, fo iſt fie volkswirth⸗ 
ſchaftlich geboten durch die Rückſicht auf den Arbeitsmarkt und auch auf die 
allgemeine Finanzlage. Die ordentlichen Ausgaben in dem neuen Etat 
ſind ſchon jetzt nicht gedeckt durch die Einnahmen. Wenn man trotzdem die 
Forderungen für den Militäretat immer höher zu ſchrauben fortfährt, fo 
hedeutet das neue Steuern an allen Ecken und Enden (Sehr richtig), für 
eine Steuerreform geſchieht aber gar nichts, wie denn überhaupt auf keinem 
anderen Gebiet organiſaloriſch gearbeitet wird, wie auf dem der Militär⸗ 
und Marineverwaltung. Man bat im Jahre 1871 die Bewilligung des 
dreijährigen Pauſchquantums hauptſächlich deshalb empfohlen, damit man 
in dieſer Seſſion die vollſte Zeit gewinne, um die großen Juſtizorganiſations⸗ 
Geſetze zu berathen. (Hört ) 5 
Sie ſind aber ausgeblieben, und wir verhandeln ſtets über Militäxere⸗ 
dite und wieder über Militärcredite. Ich verkenne nicht, daß dieſe Mängel 
ihren Grund haben in den Mängeln der Reichsverfaſſung, welche einſt mich 
und meine Freunde veranlaßten, dieſe abzulehnen. Hätte man ſich von 
vornherein gegen die Militärverwaltung weniger nachgiebig bewieſen, ſie 
hätte nicht ihr jetziges Uebergewicht erlangt. Man verzichtete damals auf 
die Herſtellung eines collegialiſchen Miniſteriums — nur ein Kriegsminiſte⸗ 
rium bat ſich erhalten, ein Marineminiſterium ſich gebildet, aber keine Bes 
hörden zur Wahrnehmung der volkswirthſchaftlichen, Finanz⸗ und Juſtiz⸗ 
Intereſſen — daraus folgte die Ueberlaſtung des Bundesrathes mit Ber 
waltungsbefugniſſen, welche ſeine Sitzungen der urſprünglichen Abſicht ent⸗ 
gegen zur permanenten haben werden laſſen, ſelbſt wenn der Reichskanzler 
nicht in Berlin anweſend iſt. Man kaun nicht jagen, daß der Bundesrath 
durch dieſe Fülle von Arbeiten für ſeine geſetzgeberiſche Thätigkeit gewonnen 
hat. Das ganze Schwergewicht der Fortentwickelung fällt in den Reichstag 
ſelbſt, womit wir ganz zufrieden ſein könnten, wenn uns nicht die ver⸗ 
ſaſſungsmäßigen Grundlagen zur Erfüllung unſerer Aufgaben fehlten. Die 
Folge der Diätenloſigkeit macht ſich immer mehr geltend, nicht ein Drittel 
Der Abgeordneten nimmt an den Sitzungen regelmäßig Theil (Hörl). Zwei 
Drittel reiſen ab und zu und je nach der Stärke ihrer zufällig anweſenden 
Zahl ſtreift der Reichstag mebr oder weniger an die Grenze der Beſchluß⸗ 
fähigkeit. Das wird künftig noch ſchlimmer. Graf Schwerin that im con⸗ 
ſtiturenden Reichstage die ebenſo richtige als nüchterne Aeußerung in Be⸗ 
zug auf die Diatenloſigkeit, daß ihr Reſultat in Zeiten der Ruhe und poli⸗ 
liſchen Abſpannung das ſein werde, daß ſich nur wenig Leute zur Annahme 
eines Mandats bereit finden würden und dieſes in die Hände pon Leuten 
kommen würde, die wenig Arbeitsluſt und noch weniger Arbeitsfähigkeit haben. 

Bis jetzt haben viele Mitglieder keine Opfer geſcheut, ſich an den Sitzun⸗ 
gen zu beiheiligen, weil fie ihr ganzes Leben dem Gedanken der Herſtellung 
des Reiches gewidmet haben, aber ſede Opferfähigkeit hat ihre Grenzen und 
die Zahl dieſer Mitglieder verringert ſich fortwährend. Wir Jüngeren ſehen 
mit Schrecken die Reihen der älteren ſich lichten, ohne daß wir hinter uns 
einen Erſatz ſehen. Man hat dieſe Mängel auch früher erkannt, aber ſich 
berubigt, daß es eher gelingen würde nach dem Zuſtandekommen der Ver⸗ 
faſſung ſie zu beſeitigen. Wären die varauf gerichteten Verſuche immer Träf: 
tigſt unterſtützt worden, fie hätten vielleicht denſelben Erfolg gehabt, wie bas 
Streben nach Erweiterung der Reichscompetenz. Der Reichskanzler ſteht 
allervings den Intentionen auf Ausbau der Reichsverfaſſung nichts weniger 


als günſtig gegenüber, aber über dem Reichkanzler ſteht mir das Intereſſe | 


des Reiches. Es iſt auch richtig, daß die eminente Perſönlichkeit des Für⸗ 
ſten Bismarck geeignet iſt, die Lücken und Mängel der Reichsverfaſſung zu 
verdecken. Indeſſen, das Reich muß fortbeſtehen, auch mern die Amis: 
dauer des Fürſten Bismarck Aae dd und es muß nicht nur ſoribe⸗ 
ſtehen, ſondern auch im Stande ſein, die W Aufgaben ganz und voll zu 
1 50 1 Im in der Geſchichte der Wille der Nation zugewieſen hat. 
ravo! links. 
ö Abgeordneter v. Bend a: Die Ausführungen des Herrn Delbrück waren 
für mich intereſſant, fie haben manche meiner Vorausſetzungen beſtätigt, jo 
auch diejenige, daß nunmehr der Rahmen desjenigen, was von den Milliarden 
ür das Reich zu verwenden, ausgefüllt iſt. ch erſehe daraus, daß für 
wecke, welche dem Reiche auch Einnahmen zuführen ſollen, nichts verwendet 
werden ſoll, und daher auch die wenig beliebten Matrikularbeiträge in der 
alten Höhe fort erhoben werden, Der Eigt für 1874 weiſt 117 Mill. Thaler 
Ausgaben auf, fie werden balancirt durch 81 Millionen Thaler regelmäßiger 
Einnahmen, 13 Millionen Ueberſchüſſe aus dem Jahre 1873 und 23 Millionen 
Thaler Matrikularbeiträge. Wir haben aber dabei den Mißſtand, daß die 
dauernden Ausgaben um 28 Millionen Thaler die dauernden Einnahmen 
überſteigen. Nichtsdeſtoweniger würde ich kein Beden ken haben, vom rein 
finanziellen Geſichtspunkte aus den diesjährigen Etat, der trotz ſeiner Mehr⸗ 
forderung von ungefähr 11 Millonen Thalern beſſer als ſeine Vorgangee 
bor dem Kriege erſcheint, zu bewilligen, wenn ich nicht die Ueberzeugung 
hätte, daß SE Etat bereits durchbrochen iſt, nicht mehr exiſtirt, und auch 
dann nicht, wenn ſein Daſein künſtlich auf ein Jahr gefriſtet werden ſollte 
unter Mitteln, die ſicher ſpäter nachtheilig auf umfere finanziellen Verhält⸗ 
niſſe wirken müßten. Es iſt ein offenes Geheimniß und deshalb kann ich 
ungeſcheut aussprechen, daß die Reichsregierung in wenigen Monaten die 
Abſicht hat, für die weitere Erhaltung der Armee an uns Forderungen zu 
1 deren Ziffer mit der Verbeſſerung unſerer finanziellen Lage in keinem 
erhältniffe ſteht, zu deren Deckung wir Steuereinnahmen noͤthig haben 
werden, wie wir fie zur Zeit nicht beſitzen. Bu ER 
Ich kann deshalb dem Etat in der vorliegenden Form nicht zuftimmen. 
Ich ſage Nein; weil ich jeden Etat als das Glied einer Kette betrachte, 
welche im Jahre 1874 nicht abgeſchloſſen ſein wird. Angeſichts einer ſolchen 
Epentualität kann ich die Mehrforderung von 11,500,000 Thlrn. nicht be⸗ 
willigen noch Stellung zur Marine⸗Vorlage nehmen. Vor dem Eintritt in 
die Beratung des Etats und der coneurrirenden Vorlagen, müſſen wir da⸗ 
her von der Reichsregierung Aufſchlüſſe haben, was zu erwarten iſt und 
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wie die Deckung der erforderlichen finanziellen Mittel herbeigeführt werden 
ſoll. Ich bekenne offen, ich hätte lieber bei Zeiten neben dem uns vorge⸗ 
legten Armee⸗Geſetz einen vollſtändigen Militär⸗Etat gehabt, ich wünſchte, 
daß die Regierung offen bekannt hätte, es ſei unmöglich, mit dem Pauſch⸗ 
quantum auszukommen; wir hätten dann mit Sicherheit den Etat von 1874 
durchberathen können. Das iſt heute factiſch nicht mehr möglich, aber wir 
können wenigſtens verlangen, daß die Regierung uns den klarſten Wein 
über alle die Einzelheiten, die in Betracht kommen, einſchenkt. Wir werden 
dies in genügendem Maße bei der Plenarberathung nicht erreichen können, 
und ich beantrage daher, den Etat und die concurrirenden Vorlagen der 
Budgetcommiſſion zu überweiſen. =: 3 
Bundesbevollmächtigter von Kameke: Ich will nur den Schein nicht 
aufkommen laſſen, als ob die Reichsregierung, indem ſie ſchw ligt, alle dem 
zuſtimmt, was der Abg. Richter vorgeführt hat. Es wird ſich im Laufe der 
Specialberathung Gelegenheit finden, Irrthümer, falſche Prämiſſen und aus 
richtigen Prämiſſen gezogene falſche Schlüſſe dem Abgeordneten Richter nach⸗ 
zuweiſen. Der Abg. Benda fürchtet, daß das vorgelegte Militärgeſetz einen 
ſo großen e ed erforvert, daß dadurch die Mittel des Reiches me yr 
als verträglich geſchätgt würden. Darauf antworte ich: Wenn ſich der 
Reichstag vergegenwärtigt, daß das“ Pauſchquantum mit 225 Thlr. jährlich 
für jeden Mann im Jahre 1867 angenommen wurde und wie ſehr ſeitdem 
die Werth⸗ und Preisſteigerung jedes Stückes und jeder Waare geitiegen iſt, 
jo wird fi der Reichstag ſelbſt klar machen müſſen, daß Mehrforderungen 
und Mehraufwände für das Heer unumgänglich nothwendig geworden find. 
Diele Mehraufwände ſollen Ihnen aber ganz genau ſpecialiſiet werden, und 
die Regierung hat die Abſicht, dieſe Specialiftrung im Etatsgeſetz für 1875 
zum Anſatz zu bringen. Daß dies noch nicht in dem Geſetz für 1874 mög⸗ 
lich iſt, bedauere ich am meiſten. Das Pauſchquantum giebt immer Ver⸗ 
anlaſſung, glauben zu laſſen, daß in den Militäreinrichtungen Veränderun⸗ 
gen vorgenommen werden, die nicht den Etatsverhältniſſen entſprechen. 
Ich ſtehe durchaus auf dem Boden, daß ich den Etat wünſche, und wünſche, 
daß der Reichstag ſich von der unbedingten Notbwendigkeit der Mehrforde⸗ 
rungen überzeuge, indem er die Specialanläge kennen lernt, und dann 
zweifele ich nicht, daß der Reichstag auch dieſe Mehrforderungen bewilli⸗ 


gen wird. 

Abg. v. Wedell fande Die Herren Richter und von Benda haben 
über die Höhe der Matricaularbeiträge Klage geführt, welche ſich angeblich 
trotz der Verbeſſerung der Reichsfinanzen nicht vermindert haben. Ich hebe 
nur bervor, daß der Etat des norddeutſchen Bundes von 1870 ungefähr 25 
Millionen Thaler für Matricularbeiträge aufwies, während der jetzige Etat 
des deutſchen Reiches im Ganzen nur 24,647,000 Thlr. dafür beanſprucht, 
davon entfallen auf das Gebiet des ehemaligen Norbbundes 14 Millionen, 
ſo daß ſich doch die Beiträge verhältnißmäßig um 10 Millionen vermindert 
haben, dennoch bin ich kein Freund dieſer Einnahmequelle, ich glaube, daß 
ſie über kurz oder lang durch eine Reichsſteuer erſetzt werden muß und ich 
hätte gewünſcht, daß die Regierung ſchon jetzt mit einer Steuervorlage vor 
uns getreten wäre, ſelbſt auf die vom Abg. Richter angekündigte Gefahr der 
Ablehnung hin. Es hätte das wenigſtens dazu beigetragen, die Anfichten 
darüber zu klären, wie die Vermehrung der Reichsfinanzen anzubahnen fei. 
Meine Stellung zu dem vorliegenden Gtat kann ich dahin reſümiren, daß 
er mir zu Befürchtungen für die Zukunft keine Veranlaſſung zu geben ſcheint, 
wirklich nothwendige Bedürfniſſe der Regierung werden ſich auch dann durch 
Erhöhung der Reichseinnahmen und durch ſtärkeres Anziehen der Matricular⸗ 
beiträge decken laſſen. Dem Abg. Richter entgegen kann ich Ihnen nur die 
Bewilligung der Marinevorlage empfehlen, mögen auch hier und da Er: 
ſparungen gemacht werden können, ſo bleibt doch immer unſere Marine der 
Unterſtützung dringepd bedürftig, ſie verdient dieſelbe und die erforderlichen 
Credite werden ſich leicht beſchaffen laſſen. Die Frage wegen des Kadetten⸗ 
hauſes in Lichterfelde iſt ſchon vielfach erörtert, und in ihrem Weſen mehr 
politiſch als finanziell, ſie ſpitzt ſich dahin zu, ob man die Juſtitution 
unſerer Kadettenhäuſer erhalten oder ganz abſchaffen ſoll. Bewilligen Sie 
den geforderten Poſten nicht, jo iſt damit die Möglichkeit der Kadetten⸗ 
erziehung ſelbſt bejeitigt. Man kann über das Syſtem dieſer Erziehung 
verſchiedener Meinung fein, mich aber beängſtigt jeder Schritt, durch welchen 
ein Stein aus dem ſtolzen Ban der preußiſchen und nunmehr deutſchen 
Armee herausgenommen werden ſoll. 

Es iſt ferner unmöglich, den Offizierſtand für die Armee ohne den Zu⸗ 
gang aus den Cadettenhäuſern zu beſchaffen — ein Geſichtspunkt, der bei 
unferen Erwägungen auch nicht außer Acht zu laſſen iſt. Die außerordent⸗ 
liche Bewilligung für die Unteroffiziere endlich ſoll einem ſo dringenden Be⸗ 
dürftuß Rechnung tragen, daß ich nur an Ihren Patriotismus zu appelliren 
brauche, wenn ich Sie bitte, dieſe Vorlage ohne Bedenken zu genehmigen. 
Sie würden ohnedies die Kriegsbereitſchaft unſerer Armee in Frage ſtellen, 
die zu gebrauchen — ich kann das ſagen, ohne damit große Politik treiben 
u wollen — wir bald in der Lage ſein könnten. Auch bei der Frage der 

bet gg hat der Abg. Richter mit einem zu ſcharfen Pinſel gemalt. 
Er hat geſagt, mit den Rationen für nicht exiſtirende Pferde könne eine 
Cavallerie⸗Diviſion geſtellt werden. Eine ſolche beläuft ſich auf 2800 Pferde 
und muß ich doch hoͤchlich bezweifeln, daß Rationen in ſolcher Anzahl für 
nicht vorhandene Pferde gezahlt werden. Dennoch ſtelle ich anheim, den 
Entwurf über den Wohnungsgeldzuſchuß der Budget⸗Commiſſion zu über⸗ 
weiſen. Alle übrigen Vorlagen nebſt dem Etat bitte ich aber im Plenum 
u berathen, unſere Commiſſion hat zur Zeit ſchon fo viel zu tbun, daß die 
Plenarberalbung ſchon im Intereſſe der Beſchleunigung unſerer Arbeiten 
liegt. Sollte das Haus ſich indeſſen für die Commiſſtonsberathung entſchei⸗ 
den, ſo möchte ich beantragen, für den Marine⸗Etat ſowie für techniſche Fra⸗ 
gen eine beſondere Commiſſion zu wählen. 

Abg. Schröter on will nicht über den Etat im Ganzen ſprechen, 
ſondern nur den Geſetzentwurf wegen Erweiterung der Militärerziehungs⸗ 
und Bildungsanſtalten dringend empfehlen. Es müſſe ja Jedem klar fein, 
daß mit der ſtarken Vermehrung des Heeres auch eine Erweiterung dieſer 
Anſtalten nolhwendig ſei. Nur will es ihm nicht gefallen, daß die ver⸗ 
einigte Artillerie⸗ und Ingenieurſchule in der Nähe des zoologiſchen Gar⸗ 
tens ihr neues Gebäude erhalten ſolle; dort werde bald die faſhionableſte 
Gegend der Stadt ſein und die Miethen für die Offiziere unerſchwinglich 
machen. Bei Beurtheilung der Cadettenhausfrage ſei für ihn der militä⸗ 
riſche Standpunkt der einzig entſcheidende. Er ſelbſt ſei nicht Cadet ge: 
weſen, ſei auch principiell nicht ein Freund dieſer Anitalten, aber er könne 
doch die Vortheile nicht überfehen, welche eine frühzeitige, militäriſche Aus⸗ 
bildung dem Offizier gewähren. Faſt alle in Cadettenhäuſern erzogenen 
Offiziere gehörten zu den tüchtigſten ihres Standes. Der Mangel an Raum 
und die geſundheitsſchädliche Atmosphäre in der gegenwärtigen Auſtalt mach⸗ 
ten eine Umſiedelung zu einer unbedingten Nothwendigkeit. Er wundere 
ſich, daß dieſelben Herren, welche bei der Berathung des Militärſtrafgeſetzes 
o ſehr gegen die geſundheitsverderbliche Luft im ſtrengen Arreſt geeifert 
hätten, nicht dieſelbe Fürſorge für die Cadetten hatten, wie für jene Sub: 
jecte, die nur zur Plage ihrer Compagniechefs auf der Welt ſeien. 

Bundes⸗Commiſſar General v. Voigts⸗Rheetz bemerkt, daß man erſt 
nach eingehendſten Erwägungen dazu gelangt ſei, für die Artillerieſchule das 
Terrain in der Nähe des zoologiſchen Gartens zu erwerben. Die Nähe von 
Charlottenburg und Schöneberg werde den Offizieren billigere Wohnungen 
gewähren, als ſie bei der jetzigen Lage der Schule bekommen könnten. 

Abg. v. Behr (Greifswald) erhebt bei dieſer Gelegenheit den alten Ruf: 
frei Eiſen! und empfiehlt einen von ihm eingebrachten, zahlreich unterſtützten 
Geſetzentwurf auf Aufhebung des Eingangszolls auf Eiſen und Stahl, eine 
Maßregel, die ebenſo ſehr durch das dringende Bedürfniß des Verkehrs ge⸗ 
boten, als durch die zeitige Lage der deutſchen Eiſeninduſtrie erlaubt ſei. 
Dieſe Frage ſteht in natürlichem Zuſammenhang mit der Auswanderung, 
die alljährlich unſeren öſtlichen Provinzen einen Theil ihrer kräftigſten Ar⸗ 
beiter⸗Bevölkerung raubt. Wenn die Mitglieder des Reichstags neulich von 
dem Dampfer des Norddeutſchen Lloyd, der „Moſel“ entzückt waren, haben 
ſie wohl daran gedacht, daß die Pracht dieſer Lloydſchiffe die Auswanderung 
und den durch fie bewirkten Verluſt an Arbeitskräften zur Vorausſetzung bat? 

Abg. Mohl bekämpft dieſen Antrag; der Eiſenzoll ſei nichts weniger, 
wie eine drückende Steuer; er treffe den Einzelnen mit einem kaum fühl⸗ 
baren Minimum. Redner vertheidigt in breibiertelitündiger Rede unser 
großer Unruhe und fortwährendem Proteſt des Hauſes das Schutzzollſyſtem. 

Um 3% Uhr vertagt das Haus die Debatte bis Dinstag 12 Uhr. 


Berlin, 26. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 
hat dem im Auswärtigen Amte angeſtellten Hofrath Rüthling bei ſeinem 
9 aus dem Dienſte den Charakter als Geheimer Hofralh ver⸗ 
iehen. f 

Se. Majeſtät der Kaiſer hat 1) den bisherigen Vice⸗Präſidenten des Ge: 
werbegerichts zu Mühlhauſen i. C., Fabrikanten Alois Stengel zum Prä⸗ 
ſidenten, 2) das bisherige Mitglied, den Fabrikanten Carl Keller zum 
Vice-Präſidenten dieſes Gerichts, 3) den Fabrikanten Leo Baumgarten 
zu Markirch zum Präſidenten des Gewerbege ichts re 4) den Fabrikanten 
Eugen Diemer daſelbſt zum Vice⸗Präſidenten dieſes Gerichts; ſowie den 
Rentner Johann Nicolaus Jeandelize zu Metz zum dritten Beigeordneten 
dieſer Stadt ernannt. 

Se Majeſtät der Kaiſer hat im Namen des Deutſchen Reiches die von 
dem Biſchofe zu Straßdurg i. E. vorgenommenen Ernennungen des Pfarrers 


Ludwig Feltz zu Niederbronn zum Pfarrer in an Kreis Schlettſtadt, und 
des Hülfspfarrers Anton Fix zu Goersdorf zum Pfarrer in Niederbronn, 
Kreis Weißenburg, genehmigt. Dem an Stelle des bisherigen nordamerika⸗ 
niſchen Conſuls Alfred v. Dockery zum Conſul der Vereinigten Staaten 
bon Amerika in Stettin ernannten Herrn George A. Thompſon iſt Namens 
des Deutſchen Reiches das Exequatur für dieſe Ernennung ertheilt worden. 

Se. Majeſtät der König hat der Wahl des Oberlehrers Dr. Anton am 
Gymnaſtum in Halberſtadt zum Director des Gymnaſiums zu Burg im 
Regierungsbezirk Magdeburg die Allerhöchſte Beſtätigung eriheilt. Dem 
Provinzial⸗Steuer⸗Secretär, Commiſſär Erythropel in Hannover den 
Charakter als Rechnungs⸗Rath und dem Polizei⸗Secretär Stendell hier⸗ 
ſelbſt den Charakter als Kanzlei⸗Rath verliehen. = 

[Eiſenbahn⸗Commiſſionen.] Der „R⸗Anz.“ meldet: 

Auf Ihren Bericht vom 21. April d. J. genehmige Ich, daß für die 
Verwaltung der Oſtbahn in Königsberg, Bromberg und Berlin, für die 
Verwaltung der hannoveriſchen Staatsbahn in Caſſel, Harburg, Bremen 
und Hannover Königliche Eiſenbahn⸗Commiſſionen uach Maßgabe der in 
Meinem Erlaſſe vom 28 September v. J. gegebenen Beſtimmungen 
offen werden. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. ER 

St. Petersburg, den 30. April 1873. 

leaf oy Ipenplis 
1 75 raf von Itzenplitz. 

An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Der Pripatdocent Dr. Bernhard Tollens in Göttingen iſt zum 
außerordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät der dortigen Unis 
verſität ernannt worden. 5 

Dem Inſtrumentenmacher F. Hirſchberg zu Breslau iſt unter dem 
21. Mai d. J. en Patent auf ein Concert⸗Horn, ſoweit dafſelbe nach der 
vorgelegten Zeichnung und Beſchreibung für neu und eigenthümlich erachtet 
worden iſt, auf drei Jahre von jenem Tage an gerechnet, und für den Um⸗ 
fang des preußiſchen Staats ertheilt worden. ; 5 

Berlin, 26. Mat. [Se. Majeſtät der Katfer und König! 
ertheilte geſtern im Laufe des Vormittags dem königlich ſächſiſchen 
Hauptmann v. Bremer, dem Wirkl. Geh. Rath v. Franckenberg⸗ 
Ludwigsdorff, einer Deputation der Stadt Emden und dem Oberſt⸗ 
kämmerer Grafen Redern Audienzen, und machte ſpäter der Lady 
Claxendon, Mutter der Botſchafterin Lady Ruſſel, einen Beſuch. 

Heute Vormittag um 11 Uhr hielt Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König die Frühjahrsparade über die Berliner Garniſon ab, conferirte 
mit dem Fürſten v. Bismarck und hörte den Vortrag des Geheimen 
Cabinetsrathes v. Wilmowski. (Reichsanz.) 

* [Nachrichten aus Frankreich.] Wie der „Berl. B.⸗Cour.“ 
meldet, ſokllen einer in Berlin eingetroffenen Staatsdepeſchen zufolge 
in Paris Untuhen ausgebrochen fein. Der Reichskanzler und der 
Präfident des Bundeskanzleramtes wurden aus der Reichstagsſitzung 
zum Kaiſer besufen. Letztere Mlitheilung wird auch von der „D. 
R.⸗C.“ beſtätigt; bezüglich der Richtigkeit der erſteren Nachricht des 
„B. B. C.“ bleibt die Beſtätigung abzuwarten. 

[Der bisherige K. ruſſiſche Milttär⸗Bevollmächtigte am 
biefigen Hofe, General⸗Adjutant Graf Goleniſchtſchew⸗ 
Kutuſow, ] iſt am Sonnabend Morgen hier verſtorben. 

[Die Verwendung der Kriegskoſten⸗Entſchädigung. 
Den Motiven zu dem dem Bundesrathe vorgelegten Geſetzentwurf, 
betreffend den Antheil des ehemaligen Norddeutſchen Bundes an der 
franzöſiſchen Kriegskoſten⸗Eniſchädigung entnehmen wir die nachfolgende 
Ueberſicht über die Verwendung der Keiegskoſten⸗Entſchädigung: 
Von der vertragsmäßigen Kriegskoſten⸗Entſchädigung im Betrage von 
5,000,000,000 Francs find nach Artikel VI. des Geſetzes vom 8. Juli 1872 
einſtweilen zu reſerviren: 1,500,000, 000 Franes; es bleiben 3,500,000, 000 
France. Hinzutreten die von Frankreich gezahlten bez noch zu zahlenden 
Sale im Betrage von 301 000 
Francs = 1,013,708,667 Thlr. 


1) Zur Entſchädigung der deutſchen Rhede rei 5,606,000 Thlr. 
2) Zum Erſatz von Kriegsſchaden und Kriegsleiſtungen 37,700,000 „ 
3) Für die Kriegsdenkmünzr nn N 8 } x 
4) Zu Betrſebsmitteln und Bauten für Eifenbahnen... 18,412,300 „ 
5) Zu Beihilfen an die aus Frankreich ausgewieſenen 
eüiſche n sTerck het 2,000,000 75 
6) Zu Dotationen für hervorragende Verdienſtee 4,000,000 „ 
7) Zum Reichskriegsſcha gg „000, 000 „ 
8) Zum Erſatz der Ausfälle an die Einnahmen in Folge 
Abbürdung der Zölle und Steuercreditee 19,792,719 „ 
9) Zum Betrieb der Reichs kaſſ Je 2,00 %00 „ 
10) Für die Marineverwaltungggaggn 3,238,000 „ 
11) Zu eiſernem Vorſchuße für die Verwaltung des 
Reichsheeres „ 6,270,000 „ 
12) Zur Wiederherſt⸗llung und Ausrüſtung der Feſtungen 
in Elſaß⸗Loth ringen 40,250,950 „ 
13) 55 erſtellung des Schießplatzes für die Artillerie⸗ 
rüfungs⸗Commiſſiorn n.. SEHE 1,375,000 „ 
14) Für die Armirung und Desarmirung der Feſtungen. 9,228,369 „ 
15) Für das Belagerungsmateriaall 7,945,836 „ 
16) Für die Minen verwaltung 9352512 
17) Für vorübergehende Einkeichtungen zur Küſtenver⸗ 
din 1,011,122 „ 
18) Für Anlegung und Wiederberſtellung von Eiſen⸗ 
ahnen im Intereſſe der Kriegführurd gg 5,451,712 „ 
19) Für Telegraphen anlagen 622,030 „ 
20) Für die rückſtändige Civilverwaltung in Frankreich.. 4,890,000 „ 
21) Für die Koſten des großen Hauptquartiers 1,006,012 „ 
22) Für den von der Reichshauptkaſſe für gemeinſame 
wecke beſtrittene Kostenaufwand 206,339 „ 
23) Für die vom 1. Juli 1871 ab erfolgenden mit dem 
riege im Zuſammenhange ehenden Leiſtungen: 
bei der Poſt verwaltung 325,600 „ 
bei der Telegraphenverwal kung 590,000 „ 
24) Für den Mehrbedarf gegen den Friedensetat in Folge 
der Occupation der franzöſiſchen Zebietstheile 20,000,000 „ 
Für die in Elſaß⸗Lothringen garniſonirenden Truppen 5 
bis Gude 877) ar 3,131,915 „ 
Alſo Summe der vorweg zu entnehmenden Ausgabe: 


onds : 5 55,399,816 „ 
on den obigen Einnahmen im Betrage von 995,545,866 Thlr. verblie⸗ 
ben demnach zur Theilung 740,146,050 Thlr. Hiervon find gemäß des Ges 
ſetzes vom 8. Juli 1872 drei Viertheile nach dem daſelbſt angegebenen 
Maßſtabe der militäriſchen Leiſtungen, ein Viertheil dagegen nach dem 
für 1871 giltigen Matricularfuße zu vertheilen. Die drei Viertheile der 
Theilungsſumme betragen 553,109,538 Thlr. Hiervon iſt Antheil des Nord⸗ 
deutſchen Bundes 452,139,822 Thlr. Von dem verbleibenden Viertheil im 
Betrage von 185,036,500 Thlr. iſt Antheil des Nordd. Bun des 143,931,476 
Thle. Der Antheil des Nordd. Bundes beläuft ſich demnach auf 596,071,298 
Thlr. Aus dieſer Summe find zunächst zu bestreiten: die geſammten durch 
die Kriegführung dem Nordd. Bunde erwachſenen Ausgaben. Die außer⸗ 
etatsmäßig für die Jahre 1870, 1871 und 1872 definitiv verrechneten Kriegs⸗ 
koſten beziffern ſich auf 598,391,942 Thlr. Davon find gedeckt durch den 
Ertrag der Kriegsanleihen 200,122,220, Thlr., durch freiwillige Beiträge zu 
den Kriegskoſten 394 Thlr., durch den Ueberſchuß der Darlehaskaſſen 841,955 
Thlr., durch Zinserträge von dem Antheil des Nordd. Bundes an beriheilien 
Kriegsentſchädigungsgeldern 907,247 Thlr., zuſammen 201,871,816 Thlr. und 
es bleiben 396,520,125 Thlr. = 


Oeſter re ich. 

„ Wien, 25. Mat. [Die Wahleomite's.] Das Reichs⸗ 
wahleomite können Ste, wie ich Ihnen in meinem letzten Briefe ſchrieb, 
ſeit dem Austritte der Oberöſterreicher als mauſetodt betrachten. Das 
mit und mit dem coloſſalen Fiasco der „Zwirn Krämer “⸗Partei auf 
dem Teplitzer Parteltage iſt es entſchieden, daß der Verſuch der „Jungen“, 
der Verfaſſungspartel ein Kuckucksei ins Neſt zu legen und Zwlelracht 


im deuiſchen Lager in etwa dem Augenblicke zu ſäen, wo die Deulſch⸗ 
Oeſterreicher dringender als je der Eintracht bedürfen, um ſich auf dem 
Fjungfräulichen Boden des Parlaments häuslich einzurichten, gründlich 

mißglückt iſt. Daß die „Alten“ ihre großen Fehler haben und auch 
nicht von allen Sünden gegen die, einem Staatsmanne nothwendige 
Integrität frei find, habe ich nie verſchwiegen. Woher aber die Fraction 
Pickert⸗Kroll den Muth hernimmt, gegenüber Männer von der Rein 
heit eines Herbſt, Plener, Breſtel als der Partei der Corruption zu 
bezeichnen — das überſteigt meinen Verſtand. Genug, das „Reichs⸗ 
wahlcomſte“ iſt verduftet und in allen Kronländern ſtehen heute wieder 
die Landeswahlcomſte's unter den bewährten „alten“ Führern an der 


Spitze der Wahlagitation. Und das iſt gut! 
8 Frankreich. 

Verſailles, 24. Mal. [Sitzung der Nationalverſamm⸗ 
lung.] Alle Deputirten, berichtet man der „K. Z.“, trafen mit dem 
Schnellzuge um 844 Uhr in Verſailles ein. Der Zug war 30 Wa⸗ 
gen lang. In demſelben befanden ſich auch eine Maſſe Damen in 
großer Toilette. Von 9 Uhr an war der ganze Saal überfüllt 
und Schlag 9 Uhr waren alle Deputirten auf ihren Plätzen. Die 
Erregung iſt groß, aber faſt allgemein glaubte man noch an den 
Sieg von Thiers. Man commentirt vielfach einen Artikel der „Re⸗ 
publique Francaſſe“, der, ſich über die Angriffe Dufaure's gegen bie 
Radicalen hinwegſetzend, dieſen ſowohl wie überhaupt die Regierung 
belobt, daß fie die Lehren der Wahlen vom 27. April und 11. Mat 
verſtanden, auf die Stimme der öffentlichen Meinung gehört, dieſer 
nicht den Rücken gekehrt und die Nothwendigkeit der Republik erkannt 
habe. Ein Artikel des orleaniſtiſchen „Salut“ blieb auch nicht unbe⸗ 
merkt, in welchem Hervé die Erklärung abgiebt, daß, wenn Thiers 
geſtürzt würde, die Anhänger des Grafen von Paris für jede Regle⸗ 
rung eintreten werden, einerlei, ob ſie aus Bonapartiſten, Legitimiſten, 
Orleaniſten oder ſogar Republikanern beſteht, wenn dieſelbe nur eine 
ſtreng conſesvallve Politik verfolgen werde. Man fand faſt all 
gemein, daß das Organ der Prinzen etwas zu ſehr ins 
Feuer gehe und ſich, um die Bonapartiſten zu gewinnen, 
doch etwas zu arg compromittire. Um 9 Uhr 20 Minuten 
beſtieg Buffet die Tribüne, Thiers tritt um 9 Uhr 25 Minuten 
in den Saal. Alle Miniſter geben ihm das Geleite. Gleich darauf 
giebt Präſident Buffet Thiers das Wort und dieſer beſteigt die 
Tribüne. Ungeachtet der Mühe, die ſich Buffet giebt, die Ruhe her⸗ 
zuſtellen, iſt der Lärm ſo groß, daß einige Minuten vergehen, ehe 
Thiers das Wort ergreifen kann. Endlich beginnt derſelbe folgen⸗ 
der Maßen: 

„Meine Herren! Die Verſammlung wird gewiß nicht erſtaunt fein, mich 
auf dieſer Tribüne zu ſehen. Ich bin der Kammer und dem Lande Erklä⸗ 
rungen ſchuldig über die Politik, welche wir verfolgt haben und welche wir 
noch verfolgen. Ich bin nicht allein verantwortlich; ich ſchulde meinen Col⸗ 
legen zu jagen, Laß auch fie ihre Verantwortlichkeit haben. Sie find mir 
mit überlegter Eegebenheit gefolgt. Sie find alſo mit mir verantwortlich. 
Aber wenn es Jemand giebt, der für das geſchehene Uebel verantwortlich iſt, 
fo bin ich es, an den man ſich vor Allem wenden muß. Ich nehme alſo 
die ganze Verantwortlichkeit auf mich; ich nehme ſie auf mich dor dem Lande, 
welches Jie vor Europa, das ebenfalls zuhört und welches weiß, welche 
erniten Intereſſen wir ſicher zu ſtellen haben. Ich werde mich alſo klar über 
unſere Politik, ebenſowohl über meine Politik als die der Regterung erklären. 
Und ich werde mich mit dem Stolz eines ehrenhaften Gewiſſens und eines 
ergebenen Bürgers erklären.“ (Lebhafter Beifall auf der Linken.) Thiers er⸗ 
innert alsdann an die Discuſſion in der Dreißiger⸗Commiſſion, wo feſtgeſtellt 
wurde, daß er an allen Discuſſionen Theil nehme, die ſeine Verantwortlichkeit 
betreffen. Nur unter dieſer Bedingung dürfe der Präſident der Republik 
das Wo-t in einer Debatte ergreifen. Er habe dieſe Debatte nicht ablehnen 
können, Obne die Männer, welche die Staatsgewalt in ihren Händen bis 
auf's Aeußerſte vertbeidigen zu tadeln, wolle er doch feſtſtellen, daß er zu dieſen 
Männern nicht gehöre. Man wiſſe in der That, daß er die Gewalt niemals 
geſucht. Er habe ſie nur aus Patriotismus und unter Bedingungen ange⸗ 
nommen, welche die Ausübung der höchſten Gewalt furchtbar machten. Nie⸗ 
mand werde ihm darin widerſprechen. „Sie baben ein Urtheil über meine 
Politik zu fällen; Sie fällen es nicht über meine Collegen, ſondern über 
mich; man muß dieſes offen herausſagen. (Beifall auf der Linken.) Sie 
kennen die Folgen der Beſchlüſſe, die Sie ergreifen werden. (Beifall auf der 
Linken.) Es gibt keine Zweideutigkeit mehr. Sie werden mir geſtatten, mich 
mit voller Aufrichtigkeit zu erklären, indem ich aber zugleich die Meinung 
Aller achte, deun das politiſche Gewiſſen iſt das achtungswertheſte, was es 
nach dem religiöſen Gewiſſen gibt. Ich werde daher Allen das jagen, was 
nothwendig iſt.“ Thiers werft nun einen Rückblick auf die Lage, wie ſie 
beim Aufhören des Krieges war, und thut dar, daß das Regieren damals 
ſehr ſchwer geweſen ſei. Die Spaltung fei nicht allein in der Kammer, ſondern 
auch im Lande geweſen; man habe eine Einheit aus dieſer Spaltung ziehen 
müſſen, und man müſſe ihm geſtatten, hinzuzufügen, daß die Meinung, welche 
ſich in der Kammer kundgebe, grade nicht die des Landes ſei. (Lange Auf⸗ 
regung.) Es beſtehe zuerſt eine große Spaltung unter denen, welche die Mon⸗ 
archie, und unter denen, welche die Republik wollen. Beide ſind in ihrem 
Recht und die Regierung kann nur ſtreng unparteiiſch zwiſchen beiden auf⸗ 
treten. Ja! die Monarchiſten haben Recht, ihren politiſchen Glauben zu be⸗ 
wahren, und die Republikaner haben das Recht, zu glauben, daß die Republik 
die nothwendige Regierungsform iſt. Beide Parteien find faſt gleich ſtark. 
Die Wahl Martels, bei welcher fein Gegner de Larcy faſt eben ſoviel Stim⸗ 
men hatte, wie er, beweiſen dies zur Genüge. Außer dieſer großen Spal⸗ 
tung beſteht jede der beiden Parteien noch aus kleineren Fractionen. Es giebt 
mehrere Monarchien, und mehr als eine Republik. Es giebt die beunrubi- 
gende und die beruhigende Republik. Für dieſe letztere hat ſich die Re⸗ 
gierung entſchieden. Hierin liegt die Frage. Man hat oft geſagt, das Land 
ſei nicht republikaniſch. Ja den hoheren Klaſſen — ja! aber die Maſſen 
wünſchen die Republik in ihrer großen Majorität. (Beifall auf der Linken.) 
Ich lenke Ihre Aufmerkſamkeit auf dieſe Lage. Man muß varäüber nicht er⸗ 
ſchrocken ſein. Die große Zahl iſt für die Republik. Aber die Republik maß 
ſich dadurch empfehlen, daß die, welche an ihrer Spitze ſind, ſich durch ein 
weiſes und kluges Auftreten auszeichnen. Einige haben begriffen, daß die 
Republik geduldig ſein muß. Andere ſind dagegen der Anſicht, daß die Re⸗ 
publik nur möglich iſt, wenn fie von den Republikanern, und zwar von un⸗ 
geduldigen Republikanern geführt wird. Und dieſe Männer ſind ſchuld 
daran, daß wir noch immer nicht zu einer Regierungsform kommen können, 
welche der Inſtinet der Maſſe verlangt. Was bezweckten wir mit unſerer 
Politik? Wir wollten eine Regierung der Eintracht inmitten der Parteien 
ſein. Wir glaubten, daß dieſes beſſer ſei, als die Regierung einer Partei 
zu ſein. Wir begreifen eine Regierung, die unbarmherzig gegen die Unord⸗ 
nung in den Thatſachen, aber rubig und verſöhnlich mit den Gemüthern iſt. 

Was die Regierung einer Partei anbelangt, fo können Sie 
verſichert ſein, daß ſie nicht lange dauern wird. Man kann 
dieſe unparteiiſche Politik verachten, aber glauben Sie mir, es gehört mehr 
Muth dazu, einer Partei zu widerſtehen, als ihr blindlings zu folgen. 
(Beifall auf der Linken.) Man hat dieſer Politik Skepticismus vorgeworfen. 
Dieſer Vorwurf iſt nicht begründet. Der Praſident der Republik ift weder 
in der Philoſophie, noch in der Politik Skeptiker, aber er glaubt, daß 
die Bolitit einer Partei unheilvoll für das Land wäre. Die⸗ 
1 war ihr Standpunkt und iſt es auch heute noch. Der Praſident der 

epublik verlangt keine Ertenntlichkeit für die Vergangenheit. Er muß 
aber ſagen, daß er Alles aufgeboten hat, um einen guten Gedanken 
zu hinterlaſſen. (Leichtes Murren auf der Rechten.) Ich habe dieſe 
Hoffaung: die Parteien können nicht über mich zu Gericht ſitzen; aber die 
Geſchichte wird mich richten (Beifall auf der Linken). Thiers wirft nun einen 
Blick auf die ernſten und ſchmerzlichen Ereigniſſe, welche ſich zugetragen 
ehe er A Gewalt kam. Er ſchildert die Lage während des Krieges und 
die nach dem Kriege. Frankreich habe damals weder eine Armee, noch 
Finanzen gehabt. Nicht die Demokratie, ſondern die Demagogie habe von 
dem Süven und von Paris Beſitz ergriffen gehabt. Und in Frankreich und 
in der Kammer habe der Zwieſpalt beſtanden. Man habe ihm das arme, 
verwundete Frankreich anvertraut. Man habe ihn an die Spitze der Republik 
geſtellt. Er gebe die Republik zurück, wie er ſich dazu verpflichtet; er habe 
keiner Monarchie dienen können, denn er würde ſonſt zwei verrathen haben 
(Beifall linke); vas Werk ſei die Wiederherſtellung der Finanzen und der 
Armee, die Befreiung des Gebiets, die Herſtellung der Ruhe und die Er⸗ 
öffnung der Bahnen zu einem neuen Wohlſtand geweſen. Man habe ber 

egierung vorgeworfen, daß ſie Paris am 18. März aufgegeben. Sie habe 


er 
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damols nur 18,000 Mann gehabt. Bald habe man aber 150,000 Mann 
ins Feld ſtellen können. Man habe der Regierung vorgeworfen, auf die 
verſöhnlichen Worte gehört zu haben, die aus Paris gekommen. Man habe 
verlangt, die Armee nicht nach Paris einziehen zu laſſen. Wenn es Jeman⸗ 
den gebe, der Abſcheu vor dem Blutvergießen habe, ſo ſei er es, aber er 
habe ungeachtet der Ströme Blutes, die vergoſſen worden ſeien, widerſtehen 
müſſen. Und er, den man anklage, dem Communis mus gegenüber gefällig 
geweſen zu fein, habe dieſe ſchreckliche, verabſcheuungswürdige, aufrühriſche 
Rote, wie er hoffe, auf lange Zeit, niedergeworfen. (Lange anhaltende 
Aufregung.) Dieſes iſt, was die Regierung gethan hat, und als 
man das Reſultat ihrer Bemühungen ſah, ſetzte man ſein Vertrauen auf 
dieſe Regierung. Die beruhigte Induſtrie nahm ihre Thätigkeit wieder auf; 
das Land fühlte ſich wieder Herr ſeiner ſelbſt, und gab ſich durch die 
beiden prächtigen Anleihen kund, welche die Befreiung des Landesgebiets 
herbeigeführt. Und wo ſtehen wir heute? Vier Milliarden find bezahlt; 
die Bezahlung der fünften iſt geſichert, und am 4. September wird die Be⸗ 
freiung eine vollſtändige ſein. Noch mehr! Was ſehen wir im Auslande? 
Während finanzielle Kriſen überall um uns herum ausbrechen, iſt der Credit 
Frankreichs, ungeachtet ſeiner großen Kriegsſchuld, nicht im Geringſten er⸗ 
ſchüttert. Man ſpricht von der Nothwendigkeit der materiellen Ordnung. 
Die materielle Ordnung beſteht; fie iſt geſichert Dank der Beruhigungspoli⸗ 
tik, die man ſo ſcharf getadelt hat. Glaubt man, daß die Politigue de com⸗ 
bat (Bewegung) ſolche Reſultate herbeigeführt? Was die nicht minder noth⸗ 
wendige moraliſche Ordnung anbelangt, ſo wird dieſelbe hauptſächlich nur 
durch die geſtört, welche im Namen derſelben zu ſprechen vorgeben. (Beifall 
links.) Uebrigens wird ein großer Schritt zur vollſtändigen Herſtellung der 
moraliſchen Ordnung geſchehen ſein, wenn das Land aufhören wird, über 
die endgültige Regierungsform in der Ungewißheit zu ſein. Darin liegt die 
Frage. Wir ſind hier keine Monarchiſten; wir ſind Conſervative, und wir 
haben eher das Recht, uns dieſen Titel zu geben, als gewiſſe jüngere Per⸗ 
ſonen, die hier mehr Worte zum Beſten gehen als Thaten. (Beifall auf der 
Linken). Wenn Sie ſagen, daß Sie nur o ale ſind und Sie nicht 
von moraliſchen Geſinnungen beſeelt ſind, ſo glaubt man Ihnen nicht. 
Hela 17 Beifall auf der Linken. Auf der Tribüne klatſcht eine Dame 
eiſall. 

Präſident: Wenn man ſich irgend eine Kundgebung auf der Tribüne 
erlaubt, jo werde ich letztere räumen laſſen. a 
„Tbiers: Wohlau! Ich gebe zu daß wir alle Conſervative find; aber 
ich kann ſagen, daß es Niemand mehr war, als ich. Ich könnte darthun, 
daß Sie mich bei mehr als einer Gelegenheit verlaſſen haben, wo ich die 
conferbative Politik zur Geltung bringen wollte. Was mich betrifft, jo habe 
ich mein Wort gehalten, aber ich mußte endlich einen Entſchluß fallen, und 
ich habe mich fur die Republik ausgeſprochen. Wenn man ſich in ſeinem 
Cabinet befindet, ſo kann man, wie Montesquien, rubig die Vortheile und 
Unbequemlichkeiten der Republik unterſuchen. Wenn man aber an der Re⸗ 
gierung iſt, ſo muß man einen Entſchluß fallen. Seit beinahe 2% Jahren 
ſind wir an der Regierung. Sie haben verlangt und gewollt, daß die Re⸗ 
gierung eine proviſoriſche ſei. Man ſtellt uns den Pact von Bordeaux ent: 
gegen. Ich habe ihn gehalten. Das Land it beruhigt, und ich habe mir 
porbehalten, mich über die Regierung zu erklären. Die Einen wollen 
die Monarchie, aber welche? Es giebt deren drei. Die Ande⸗ 
ren wollen die Republik; man muß auch wiſſen, welche? 
Heute muß man im Intereſſe der Ordnung und der öffentlichen Sicherheit 
aus dem Propiſorium heraustreten, und nickt vergeſſen, daß, wenn man 
ſeiner Leidenſchaft freien Lauf läßt, man die Leidenſchaften der Uebrigen 
herausfordert. Die Regierung mußte endlich ſagen, daß ſie nicht länger in 
dieſer Lage bleiben kaun, und daß der Augenblick gekommen iſt, wo man 
ein über Allen ſtehendes Princip feſtſtellt Man bat alſo einen Entſchluß 
faſſen und dieſen der Verſammlung vorlegen müſſen, welche ihrerſeits auch 
eine Meinung über dieſe Frage haben muß. Der Präſident der Republik 
iſt übrigens feſt überzeugt, daß die Republik eine Nothwendigkeit 
und die Monarchie eine Unmöglichkeit iſt. Und dieſes iſt jo wahr, 
daß die Monarchiſten dieſelbe noch nicht einmal gründen könnten, und 
nur als Conſervative zu ſprechen wagen. (Erregung.) Es iſt alſo Zeit, 
daß man eine Regierung herſtellt, die nicht jeden Tag unheſtraft inſultirt 
d. h. angefochten und beſchimpft wird. Man wirft dem Präſidenten der 
Republik den Rücktritt eines ſeiner Miniſter vor. Dieſer Rücktritt, welchen 
ich beklage, war nothwendig, weil die Regierung als homogenes Miniſterium 
vor die Kammer treten mußte. hatte der Kammer die Löſung der 
Frage in einer Botſchaft vorgeſchlagen, die man ſcharf mitgenommen hat. 
Nichts geſchah aber in dieſem Sinn. Wohlan! Der Augenblick iſt ge⸗ 


kommen, wo die Verſammlung ſich mit der Regierungsfrage zugleich übe rdurchleſen, kam aber, da er an ſchwachen Augen leidet und die Brille ver⸗ 


die vorbereiteten Geſetzentwürfe, deren Zweck die Heritelnng der Republik 
auf wirklich conſervativen Grundlagen iſt, ausſprechen muß. Dieſe Vor⸗ 
lagen wird die Verſammlung leſen, beurtheilen und verbeſſern. Sie wird 
ſehen, was damit zu thun iſt. Was das allgemeine Stimmrecht anbelangt, 
ſo bin ich, einer der Urheber des Geſetzes vom 31. Mai, der Anſicht, daß 
man das allgemeine Stimmrecht reinigen, aber nicht verſtümmeln darf, 
und daß die Wahlvertreſung in zwei Kammern geſchieden werden 
muß. Dieſes ſind die weſentlich conſervativen Geſetzentwürfe. In dem 
Geſetz vom 30. habe ich mich ſelbſt zum Opfer gebracht. Viele verſtändige 
Leute glaubten, es empöre den geſunden Menſchenverſtand; ich habe 
es aber doch angenommen (lange Erregung). Ich habe mich der Hoffnung, 
den Frieden zu erhalten, unterworfen. Indeß iſt es nothwendig, 
daß der Conflict aufhöre. Irgendwohin muß man doch die Macht verlegen. 
Der Präſident glaubt, daß in ſeinen conſtitutionellen Geſetzentwürfen das 
Mittel dazu gefunden ſei; die conſervative Politik, welche man 1 müſſe, 
ſei die, welche er verfolgt habe. Die Einen wollen die Republik nicht con- 
ſtituiren und ſich für ſpätere 9218 den Sieg ihrer Meinungen vorbehalten; 
Andere glauben nicht, daß die Verſammlung eine conſtituirende ſein könne. Wir 
glauben, daß die conſerbativſte Politik die iſt, der gegenwärtigen Republik 
den Charakter der Geſetzlichkeit zu geben, und ſind der Anſicht, daß die Kammer 
fo lange dauern muß, bis fie die conſtitutionellen Geſetze der conſervativen 
Republik zu Stande bringt. Was die Wahlen vom 27. April und 11. Mai 
anbelangt, ſo verkenne ich deren Sinn nicht; aber ich muß Folgendes ſagen: 
Ich glaube, daß die partiellen Wahlen im Allgemeinen ſchlechte Wahlen 
iind. Warum? weil ſich eine jo große Anzahl Conſervativer der Wahl ent⸗ 
halt. Wenn aber allgemeine Wahlen ſtattfinden, fo bin ich überzeugt, daß 
wir Wahlen haben werden, die Niemand erſchrecken. Thiers verkennt nicht 
die Schwierigkeiten. Die Ruhe der Länder, welche frei ſind, iſt uns nicht 
beſtimmt. Nach 1848 ſahen wir viele ſocialiſtiſche Deputirte zu praktiſchen 
Löſungen gelangen. Wenn man die Bewegungen von 1848 ins Auge faßt, 
jo hat man nicht das Recht, an feinem Lande zu verzweifeln. Man muß 
Alles ernſthaft, aber uicht tragiſch aufnehmen. Man muß die Mittel er⸗ 
greifen, um zu ſiegen, aber man muß nicht am Siege verzweifeln. Der 
Praſident der Republik verzweifelt nicht an dem Wohl des Landes, weil 
man Candidaten zurückweiſt, welche man für monarchiſch geſinnt hält, 
und andere beſonders deshalb ernennt, weil fie die Republik bes 
kräftigen. Wenn der Wahllörper erſt einmal von der Sorge, die er jetzt 
bat, befreit iſt, fo wird er Conſervative wah en. Die Regierung bringt ein 
Hilfsmittel für die Lage; wenn man ein beſſeres kennt, ſo möge möge man 
es ſagen. Ich kenne keinen anderen Ausweg, als eine regelmäßige, recht⸗ 
mäßt e unbeſtrittene Regierung ober Dictatur. Die Dictatur? Will man 
dieſe? Der, welchem man ſie anbietet, wird ſie annehmen! (Erregung. 
Aber vergeſſen Sie nicht, daß die Dictatur der großen Män⸗ 
ner uns zu Grunde gerichtet hat. Die Dickätur der kleinen Män⸗ 
ner wird uns auch zu Grunde richten, und dabei hätten wir nicht 
einmal den Ruhm; denn 1815 wurden wir auf glorreiche Weiſe 
beſiegt. Sie wiſſen, wie man uns 1870 beſiegte. Wenn Sie 
unſer Mittel nicht annehmen, fo müflen Sie zwiſchen zwei Extremen wäh⸗ 
len: zwiſchen denen, welche die Republik nicht conſtituiren wollen, und denen, 
welche eine conſtituirende Verſammlung wollen, um ihre Doctrinen zur 
Herrſchaft zu bringen. Möge man es nicht vergeſſen, daß nur unſer Mittel 
die Löſung geben kann! Man ſagt uns, daß wir die Protegirten des Ra⸗ 
dicalismug ſind, daß wir auf traurige und lächerliche Weiſe enden werden. 
Ichtantworte, daß man uns mit etwas mehr Wohlwollen, mehr 
Anſtand hätte behandeln können. Möge mir der Herzog v Broglie 
geitaiten, Gleiches mit Gleichem zu vergelten und ihm zu ſagen, daß, wenn 
die Majorität diejenige iſt, welche er ſich wünſcht, er ebenfalls prote⸗ 
girt werden wird, aber von wem? Von dem, den dez alte Brog lie, 
ſein Vater, mit Abſcheu zurückgewieſen hätte, vom Kaiſerreich. 
Mach dieſen Worten ſteigt Thiers von der Tribüne herab. Doppelter Bei⸗ 
Ben auf der Linken. Murren auf der Rechten. Lange anhaltende 
regung. 

Buffet: Nach dem Wort des Geſetzes vom 15. März 1873 muß die 
Sitzung aufgehoben werden, nachdem der Präſident geſprochen hat. 

Die Verſammlung beſtimmt daun, daß die nächſte Sitzung um 2 Uhr 
ſtattfinde, und ſie trennt ſich um 11½ Uhr in höchſter Aufregung. 


Propinzial-Zeitung. 


C. Breslau, 24. Mai. [Schwurgericht.] Vertreter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft; Staatsanwalt Hecker, Vertheidiger Rechtsanwalt Zenker. — Am 
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heutigen Tage gelangte zur Entſcheidung die gegen 
Große aus Bralin, Kreis Poln.⸗Wartenberg, erhobene Anklage wegen 
Urkundenfälſchung, welche zwar nur einen geringfügigen Werth betraf, 
aber durch die Raffinirtheit, mit der fie geplant und in s Werk geſetzt und 
mit der fogar- ſchon für einen eventuellen Entlaſtungsbeweis lade ger 
troffen war, Staunen erregen mußte, da man in der Perſon des anſcheinend 
1275 barmlojen und geſchäftsunkundigen Angeklagten am allerwenigſten eine 
olche 
mit der Tochter der Wittwe Roſalie Muſchalla aus Goſchütz verheirathet ge⸗ 
weſen, hatte dieſelbe aber im Jahre 1872 durch den Tod verloren und war 


in Gemeinſchaft mit zwei minorennen Kindern deren Erbe geworden. Die 


Schwiegermutter, Ww. Muſchalla, hatte gegen ihre Tochter eine Forderung 
aus einem Darlehen in Höhe von 50 Thlr. gehabt und machte dieſe For⸗ 
derung im Wege des Proceſſes gegen Großeck und die beiden Kinder geltend, 
von denen eines, aus anderer Ehe ſtammend, durch den Bäckermeiſter Joſeph 
Muſchalla in Bralin bevormundet wurde. Sie erreichte ein obſieggliches 
Erkenntniß und wurde bezüglich des Capitals in Höhe von 50 Thlr. durch 
Großeck befriedigt. Doch hatte fie von den Verklagten noch die Erſtattung 
der berauslagten Extrajudiefalien, namentlich 0 zu fordern, 
welche durch Verfügung vom 14. Mai 1872 auf 5 Th { 
geſetzt und demnächſt gegen Franz Großeck als Hauptverklagten zur Execution 
geſtellt wurden. Bei Antritt derſelben am 31. Mai 1872 behändigte 
Großeck dem 
Inhalt: Ehe 
Quittung über 50 Thlr. Zinſen und vorausgelegten außergerichtlichen 
Koſten. Mit Worten Fünfzig Thaler habe ich von dem Aderbürger Franz 
Großeck aus Bralin in meiner Proceßſache wider die Erben der Acker⸗ 
bürgerin Sophie Großeck geborene Muſchalla, nämlich: 
10 den Ackerbürger Franz Großeck in Bralin, i 
„ 2ꝙ ihre minorennen Kinder, 5 
a. Emil Gade, bevormundet durch den Bäckermeiſter Joſeph Muſchalla 


in Bralin, ö N 

b. Clara Eliſabeth Großeck, vertreten durch ihren ad 1 genanuten 
Vater. Bag. 446 pro 1872, i 

richtig erhalten und fünf Thaler fünf Silbergroſchen 6 Pfennige außer⸗ 


gerichtlichen, vorausgelegten Koſten erhalten und bin gänzlich befriedigt. 


Goſchütz, den 26. Mai 1872 Rina Muſalla. A 
Die Unterſchrift Roſalie Muſchallg, atteſtirt 
Heinrich Hildebrandt in Goſchütz, 


N aſtwirth. 

Auf dieſe Quittung Au nahm der Executor natürlich von der Einziehung 
der außergerichtlichen \ 

nun dahin, daß Großeck dieſe 1 Beweiſe von Rechten erhebliche 
urkunde, deren Unterſchriften all N | 
ziehung der Unterſchriften dadurch gefälſcht habe, daß er in der 1 W 
die Worte: „Quittung über“ und die t 3 
außergerichtlichen Koſten“ zugeient und am Ende der 110 10 8 die 
Worte: „richtig erhalten“ noch den Paſſus beigefügt: „und fünf Thaler fünf 
Silbergroſchen ſechs Pfennige außergerichtlichen vorausgelegten Koſten er⸗ 
halten und bin gänzlich befriedigt. Ueber die Entſtehungsgeſchichte der 


den Ackerbürger Frauz 


Quantität von Verſchmitztheit geſucht hätte. Franz Großeck war 


r. 5 Sgr. 6 Pf. feſt? 


Executor Kuhſchmietz eine Quittung von wörtlich folgendem 


often Abſtaud. Die Behauptung der lic HERE 55 
riba 
erdings echt waren, im Contexte nach Voll⸗ 


Worte „Zinſen und verausgelegten 


Quittung, deren Verfälſchung ſchon bei äußerer Beſichtigung wegen augen⸗ 


ſcheinlicher Verſchiedenheit der Dinte offenbar war, aber vom Angeklagten 
hartnäckig in Abrede geſtellt wurde, ergab die mündliche Verhandlung fol⸗ 
gendes Reſultat: i 


für ihre rechtskräftig erſtrittene Forderung die Summe von fünfzig Thaler 
hin, indem er ihr zugleich eine bereits concipirte Quittung zur Unterſchrift 
porlegte. Da die Muſchalla, welche nur nothdürftig ihren Namen ſchreiben, 
onſt aber weder leſen noch ſchreiben kann, von ihm auf ihre Frage wegen 
Erſtattung der Anwaltsgebühren keinie Antwort erhelt, ſo fürchtete 
der bedingungsloſen Annahme der 50 Thaler eine Verzichtleiſtung auf 
ihre ſonſtige Forderung zu erkennen zu geben, verweigerte anfänglich die An⸗ 
nahme und holte ſich endlich in der Perſon des Hauswirthes Heinrich Hilde⸗ 


— 


brandt einen berathenden Beiſtand. Als Hildebrandt erſchien, ſah er das Geld 
uſchalla nachzählte 


auf dem Tiſche aufgezählt, welches er auf Anſuchen der 
und in Höse von 50 Tolr. richtig He Als auch er von Großeck auf 
feine Anfrage wegen der Gebühreneritaitung keine Antwort erhielt, redete 
er der Muſchalla zur Annahme des Geldes zu, indem er ihr auseinander⸗ 
ſetzte, daß fie darum ihre ie a ale u keineswegs einbüße. 
Quittungsentwurf, welchen die Muſchalla unterzeichnen ſollte, wollte er 


geſſen batte, über den Anfang nicht hinaus. Er erinnert ſich, daß die 
Quittung in der Mitte die Ueberschrift „50 Thlr.“ trug und demnächſt mit 
den üblichen Worten begann: „Mit Worten fünfzig Thaler“ und mit er⸗ 
halten“ endete, ſowie daß das Datum: Goſchütz, den 26. Mai 1872, von 
den Schlußworten des Conceptes durch einen erheblichen Zwiſchenraum 
etreunt war. Da ihm die Quittung ordnungsmäßig erſchien, hieß er die 
tuſchalla ihre Namensunterſchrift darunter ſetzen und fügte als Zeuge die 
ſeinige bei. Auch die Namensunterſchriften waren im ſelben Niveau mit 
dem Datum, alſo ebenfalls durch einen Zwiſchenraum vom Schluſſe des 
Conceptes getrennt. Das Eingangs erwähnte Schriftſtück, welches beiden 
Zeugen im Original vorgelegt und bezüglich der Unterſchriften von ihnen 
mit vollſter Beſtimmtheit recognoscirt wurde, zeigt jedoch den Zwiſchenraum 


Am 26. Mai 1872 fand ſich der Franz Großeck bei feiner Schwieger⸗ 
mutter Ww. Muſchalla in Goſchütz ein und zählte ihr zur Befriedigung 


ſie, in 


Den 


nicht mehr, die Ramensunterſchriften ſtehen dicht unter dem Concept. Außer⸗ 
dem zeigt auch die ſchleppende Satzeonſtruktion der Quittungserklärung, 


welche durch das im Schlußpaſſus zum zweiten Male vorkommende Work 
„erhalten“ verurſacht wird, daß die ganze Erklärung nicht uno tenore nieder⸗ 
geſchrieben, ſondern der Schlußpaſſus erſt nachträglich eingeſchaltet iſt. Der 


Angeklagte, welcher anerkennen mußte, daß das ganze Schriftſtück von ſeiner 


Hand geſchrieben war, behauptete zunächſt, daß er die Muſchalla wegen der 
Koſten durch Hingabe von Nachlaßgegenſtänden aus dem Nachlaß ihrer 
Tochter und durch Stellung von Fuhren befriedigt und mit ihr verrechnet 
habe. Allein den Nachweis dieſer Behauptung zu führen, war er gänzlich 
außer Stande und die Muſchalla bekundete ſogar, daß ſie von den beregten 
Nachlaßgegenſtänden nichts als einen Muff erhalten, den fie dem Großeck 
am Tage jener Quittungsleiſtung mit 1 Thle. 20 Sgr. baar bezahlt habe. 
Eine Befriedigung wegen der Koſtenforderung hat überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Gudlich aber erhob Großeck noch den Einwand, daß das Schrift⸗ 
ſtück die jetzige Form und denſelben Inhalt ſchon gehabt habe, als er es zur 
Unterſchrift vorgelegt habe und hatte ſich hierüber auf das Zeugniß des 
Schuhmachermeiſters Heintze zu Goſchütz berufen, welcher bei Concipirun 

des Schrifiſtückes zugegen geweſen. Heintze bekundete denn auch, da 

Großeck eines Tages bei ihm erſchienen ſei, einen Bogen Pfennigpapier 


mitgebracht und ihn erſucht habe, ihm, nachdem er ſich mit feiner Schwieger 
mutter wegen der dieſer zuſtehenden Forderungen geeignet, bei Abfaſſung 


einer Quittung über Capital, Zinſen und Koſten behilflich zu fein. In 
Folge deſſen habe Großeck, theilweiſe nach feinem (des Heintze) Dictat ein 
Schiiftſtück aufgeſetzt, welches, jo weit er ich erinnern könne, genau jo bes 
onnen und gelautet habe, wie das ihm heute vorgelegte, angeblich gefälſchte 

chriftſtück. Bei dieſer Ausſage blieb der Zeuge durchweg ſtehen und ers 
klärte auf näberes Befragen nach der Zeit, in welcher die Concipirung des 
Schriftſtückes vorgenommen worden ſei, daß dies im October vorigen 
Jahres geſchehen jei. Die incrimirte Quittung aber trägt das Datum des 
26. Mai 1872. Somit war es klar, daß der Zeuge allerdings die Wahrheit 
bekundet hat, daß Großeck aber die ganze Form mit der Quittungsconcipi⸗ 


rung nur in Scene geſetzt habe, um an Heintze dereinſt einen wichtigen 
Entlaſtungszeugen zu haben. — Der Staatsanwalt beantragte das Schul ig 
und bat um Ablehnung der von der Vertheidigung befürworteten mildern⸗ 


den Umftände Nach nur kurzer Berathung hatten die Geſchworenen ihr 
Verdict gefällt, welches ſowohl die Schuldfrage, als auch die 
mildernder Umſtände bejahte. Während der Strafantrag des Staatsanwalts 
auf eine ſechsmonatliche Gefängnißſtrafe und Verluft der bürgerlichen Ehren 
rechte auf ein Jahr gerichtet war, ging der Gerichtshof über dieſen Antrag 
erheblich hinaus, indem er auf eine einjährige Gefängnißſtrafe erkannte. 
Zu dieſer Strenge ſah ſich, wie der Vorſizende bei ver f 


des Angeklagten, durch ſein Manöver zur Beſchaffung eines Entlaſtungs⸗ 


beweiſes und endlich durch die Rückſicht darauf, daß es ſeine eigene Schwieger & 


mutter war, welche er durch die Fͤlſchung hatte bevortheilen wollen. 


Außerdem kam eine Anklage wegen Widerſtands gegen einen Forſt⸗ 


beamten zur Verhandlung, welche gegen den Auszügler Franz Gruska 
aus Carlowitz gerichtet war. Durch die 88 117 und 118, nach welchen der 
gewaltſame Widerſtand gegen einen Forſtbeamten, mit Zuchthaus bis zu 


zehn Jahren bedroht iſt, wenn durch denſelben eine Körperverletzung des 


Beamten verurſacht worden iſt, ſoll den Waloaufſehern und Jagdbeamten 
den unleugbar großen Gefahren gegenüber, welche die Ausübung ihres Be⸗ 
rufes ihnen unleugbar bei den ſteis zu Gewaltthätigkeiten geneigten Wild⸗ 
und Holzdieben mit ſich bringt, wenigſtens einigermaßen Schutz gewährt 
werden. Aus dieſem Grunde erſcheint auch die harte Strafe, welche mit 
der ſonſtigen Milde des Reichsſtrafgeſetzbuches ſich ſchwer in Einklang brin⸗ 
Er abe durchaus gerechtfertigt. Folgender Vorfall lag der Anklage zu 
runde: 


Frage wegen 


\ ublication hervor⸗ 
bob, der Gerichtshof veranlaßt durch das hartnäckige und freche Leugnen 


= 5 


; 16. October v. J. Abends gegen 8% Uhr pakrouillirte der Wald⸗ 
uffeher Martin Lichy aus Thiergarten Therhaus⸗Kunzendorf, Kr. Poln. 
Wartenberg, in der an der Grundpitzer Grenze belegenen Waldſtrecke, als 
plötzlich das Geräuſch einer Säge und das Fallen eines Baumſtammes 
vernahm. Er ging dem Gerauſch nach und bemerkte im hellen Moudſchein 
den Angeklagten, welcher eine Säge bei ſich hatte und im Begriffe ſtand 
eine Reislatte fortzuſchaffen. Als Lichy berzuſprang, um dem Wald⸗ 
frevler die Säge abzupfänden, verlor er bei der haſtigen Bewegung 
ine Mütze, er mußte ſich bücken, um dieſelbe aufzuleſen und wurde 
ei vieſer Gelegenheit von dem Gruska mit der Säge jo heftig auf den 
bloßen Kopf geſchlagen, daß ſofort das Blut aus der Wunde heraus⸗ 


‚feines Zustandes erfahren hatte, und welcher an demſelben Abende von der 
um das Ausbleiben ihres Ehemannes beſorgten Frau Gruska gebeten wor⸗ 
den war, mit ihr in den Wald 5 gehen und ihren Mann ſuchen zu helfen. 
Die Geſchworenen ſprachen das Schuldig unter Verneinung der Frage wegen 
mildernder Umſtände aus, worauf der Angeklagte zu einjähriger Zucht⸗ 
hausſtrafe verurtheilt wurde. 
„Die letzte Sache endlich betraf einen wiſſentlichen Meineid, welchen 
iegelmeiſter Langer aus Althof⸗Naß in einer Proceßſache gegen die Ziegelei⸗ 
berin Wwe. Meyer aus Marienau durch Ableiſtung eines ihm zugeſcho⸗ 
benen Eides geleiſtet haben Din. Der Angeklagte mußte 
daß die von ihm eidlich abgeleugneten e b 
egnerin wirklich geleiſtet worden, doch konnte hei der verwickelten Abrechnungs⸗ 
rea, welche zwiſchen Im und der Meyer beſtanden, in keiner Weiſe der unzwei⸗ 
felhafte Nachweis geführt werden, daß er wiſſentlich jene Unwahrheit be⸗ 
ſchworen, zumal ihm außer der streitigen Forderung auch noch anderweite 
Forderungen gegen die Meyer zuſtanden. Die Geſchworenen verkündeten 
das Nichtſchuldig, worauf die Freiſprechung des Angeklagten erfolgte. 
Breslau, 27. Mai. Angekommen: Ihre Durchlaucht Frau Fürſtin 
v. Hatzfeld⸗Lohenſtein mit Dienerſchaft, aus Schloß Trachenberg. 
Se. Exeellenz v. Schmidt, Generallieut. und Commandeur der 10. Diviſion, 
aus Poſen. Wiebe, Geh. Ober⸗Baurath, aus Berlin. (Fremdenbl.) 
Neichenbach, 25. Mai. [Kirchliches] Hr. Paſtor Lauterbach iſt 
an Stelle des berſt. Paſtors König zum Paſtor prim. gewählt worden. — 
Die ſtaatliche Genehmigung zur Anlegung des kathol. Kirchhofes iſt ein⸗ 
getroffen. En (Reich. Bl.) 


= Meteorologiſche Beobachtun en auf der königl. Uuiverſitäts⸗ 
d Sternwarte zu Breslan. 


eitens ſeiner 


Mai 26. 27. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 8 U. 
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Das Waſſer 


Reichwald. 5 


= Telegraphiſche Depeſchen. 
5 (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Berlin, 26. Mai Abends. Dem Vernehmen nach wird die 
Frage der Anerkennung der neuen franzöſiſchen Regierung hier zu 
Erwägung gelangen, ſobald die Notification derſelben erfolgt iſt. 
Paris, 26. Mat, 8 ur 20 Minnten. Mae Mahon erhielt, der 
Agence Havas“ zufolge, Glückwunſchlelegramme ſeitens der europäiſchen 
Hofe. Heute morgen empfing derſelbe den deutſchen Geſandten Graf 
Arnim. Wie verlautet, wird der Herzog Decazes zum Geſandien in 
Brüſſel ernannt. 
Paris, 26. Mai, früh. Das „Journal officiel!“ ver⸗ 
5 öffentlich die Namen der neu ernannten Cabinetsmitglieder. Das 
E Miniſterlum iſt, wie bereits gemeldet, folgendermaßen zuſammengeſetzt: 
Herzog von Broglie, Miniſter des Auswärtigen, Ernoul, Juſtizminiſter, 
Beulé, Miniſter des Janern, Magne, Finanzminiſter, Dampierre 
d' Hornoy, Marineminister, Batbie, Miniſter für Cultus und Unterricht, 
Deſſeiligny, Minifter für öffentliche Arbeiten, de la Bouillerie, Handels⸗ 
miniſter, Ciſſey, interimiſtiſcher Kriegsminiſter. Auch die Ernennung 
Pascal's zum Unterſtaatsſectetär im Miniſterium des Innern wird 
vom „Jeunnal officiel“ publicht. (Ausführlichere Depeſche.) 
Paris, 26. Mal, Abends 11 Uhr. Die aus Lyon und den 
großen Städten des Landes vorliegenden Nachrichten melden, überall 
herrſche größte Ruhe, hier iſt ſelbſt in den Worſtädten keine Spur 
einer außergewöhnlichen Erregung. Die Bourgeoiſie nahm den 
Präſidentenwechſel mit Befriedigung auf. Die Arbeiterbevöllerung mit 
vollſtändiger Gleichgültigkett. Die Sprache der radicalen Blätter iſt 
auffallend gemäßigt und ruhig. Gegen den „Progres de Lyon“, ein 
kradicales Blatt, iſt wegen Erregung von Haß gegen die Regierung 
die gerichtliche Verfolgung eingeleitet. 
a Trieſt, 26. Mai. Der Lloyddampfer „Mars“ iſt mit der oſtindiſch⸗chine⸗ 
F heute Vormittag 11% Uhr aus Alexandrien hier ein⸗ 
getroffen. a 
. London, 26. Mal. Einem „Reuters Telegram Company” aus Mel⸗ 
baourune vom 22. d. M. zugegangenen Telegramm zufolge, ſollte der Dampfer 
B Baroda“ am folgenden Tage mit 7900 und 99,000 Pfd. Sterl. Gold nach 
Euro kaut dei. — Das Kabel zwiſchen Penang und Madras iſt wieder 
heirrgeſtellt. 
bars 25. Mai. Der Poſtdampfer des baltiſchen Lloyd „Humboldt“ 
iſt ge ei wohlbehalten hier eingetroffen und geht morgen 
N 0 N 5 
3 5 Plymouth, 26. Mai. Der Paſſagierdampfer der Hamburg⸗Amerikani⸗ 
ſchen Packet⸗Dampfſchifffahrts⸗Agtiengeſellſchaft „Hammonia“ it mit 158,000 
Pfd. Sterl. in Plymouth eingekäufen. 
Nom, 26. Mai. Die Kaiſerin von Rußland iſt heute Mittag 12 Uhr 
hier eingetroffen. Zu ihrem Empfange haften ſich der König und die ſämmt⸗ 
lichen anweſenden Mitglieder der königlichen Familie, die Miniſter, ein 
1 Theil des diplomatiſchen Corps und die Behörden am Bahnhofe eingefunden, 


1 


Me 


wo die Truppen und Nationalgarden Spalier bildeten. Cire zahllose 
Menſchenmenge hatte ſich verſammelt, um die Ankunft der Kaiſerin zu 
erwarten. 

3 Kom, 26. Mat. Die Chefs der hieſigen Internationalen wurden 
verhaftet, und bei denſelben wichtige Documente ſaiſirt, unter den Ver⸗ 
hafteten befindet ſich 
noch unerledigten Attikel des Kloſtergeſetzes. ; 
Haag, 26. Mai. Der Minifter für die Colonien machte in der heutigen 
Sitzung der zweiten Kammer die Mittheilung, er habe vom Generalgouver⸗ 
ner ber oſtendiſchen Beſitzungen ein Telegramm erhalten, in welchem das 
Gerücht Elwähnung finde, daß Deli von den Battaks bedroht ſein ſolle. 


l 


. 


10 Folge deſſen 


ar zugeben, 


kein Römer. — Die Kammer genehmigte die 


ſiküſte von 


Stockholm, 26. Mai. H 


ſollten Verſtärkungen nach Deli und Tapanoli (an der 
umatra) geſandt werden. N 
j } eute fand der Schluß des Reichstages ſtatt. 
Die Thronreve ſpricht ih anerkennend über die Arbeiten des Reichstages 


namentlich über das Zustandekommen des Diſſentergeſetzes der däniſch⸗ 
ſchwediſchen Münzconvention und betreffs des Baues der Norrländiſchen 
Eiſenbahn aus. In Bezug auf die Reorganifation der Armee wird hervor⸗ 


gehoben, daß die ſtattgehabten Debatten des Reichstages zu der Annahme 
rage unter der ernſten Mitwirkung des Reichstages 
öjung finden werde. 


Berliner Börse vem 26. Mai 1873. 


berechtigen, daß dieſe 
noch eine befriedigende 
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Anis . 50%, G, 
Ung.5%8t.Eisonb.Anı, s | 74%, ct ba B. 


Be dische 35 FL-Lsos= 39 bz. G. 
Braunschw. Präm.-Anl. 24 bz. A. 
Schwedische 10 Thlr. Loose 


Finnische 10 Thlr. oO 9%, G. Pr 


Bisenbahn-Prieritäts-Astlen. 
80% 


Berg- Märk. Borie H.. 4 
do, III. v. St. 3% g. 3% 82% bz. 
do. do. VI. 2% 97% ba. 
do. Nordbakn s 101% b 
Breslau-Freib. Lit. D. 4% 98 ½ 6. 
do. 40. G. 4% 96% 8 
do, 40. H. 4% 98% G. 
Oöin-Minden . . . III. 4 83% bzB 
do, do. an. 8% 97% 8. 
do. do, IV. 1 | 88% bz. 
do, do, V. [ |83% 8. 
Märkisch-Posouer... 13 101 ½ ©. 
Närachl,-Märkische, , |% | 92 #. 
do, do, M. 4 | 91 B. 
do, do. IV. 4 — — 
Ndrschl. Zwgb. Lit. O. |6 | 9% 2.0 
ag, do. D. %s | 99% bs. G 
Oberschles, .. Kiez 
do. N 37 — — 
do. l 2 — 
r 1 83 
do. ere 4 88. 
0. F.. 4% 28 8. 
do. G... A| — — 
do, H. a —.— 
SGS 5 101% ba B 
do, Brieg-Neisss. 4% — 
Oosel-Oderd. Wilh.) . - — 
do. do. II. 4 — — 
do. 40. IV. u — 
do. do. 46 
Ostpreues. Südbahn , |® 101½% 8. 
Zechte-Oder-Uter-B.. 5 | — 
Schlesw. Eisenbahn ‘4 56 B. 
Stargard-Posen II. Ex. 4% — — 
Lemberg- Czernowitz. | 67 bi B 
40. do. E. j | 77 bz. 
do. 80. II. | 67% de 8 
Gal, Cark-Ludw.-Bahn. ? 1 . B 
do. o. neuer |9 1 8 
Föschan- Oderberg .. s | 81% bz. 
Kronpr, Rudoiph-Bhe. |E | 84 4t ba E 
Mähr,-Schl, Centralbhr.] s 78 ba. 
Ocaterr.- Französische |? 293 b:. 
do do. neus 3 283 et bz. U 
20. südl, Stsatsbhn, 3 245 b. 
do. naue 4 1205 dz. n. 
do, Obligationen . | 85% bz. G. 
Cusmuitz-Komotau .. s 80½ bz. 
Prag-Dux. ....,., 5 | 65% et be d 
Dus-Bodenbech. . . 5 92 G. 
Rockford Rock Island! 28½ 6. 
Ong. Nordostdsan. . . 65% da 
Une Ostbebn 5 66% b 
Warschau-Wioa XI. — 
#0. H. s |9% 6 
— 


Sisenbahs- stamm Astles 


Divid, pro] 1871 


Aachor-Mastricht 
ärkiseche . 
Berlin-Anhalt, . 
Beriin-Görkte, , . 
Berlin Bamburg.. 
Berl-Potsd, -Kagd, 
Eeriim-Btettin ,. 
Böhm. Westbahz 
Brasisc-Vreib, . . 
ds, naue 
Ocie-Kirden ... 
a0, da gens 
Duz-Bodenhach B. 
Gal. G.-Ludw.-B. 
Balle-Borau duben 
Hannover-Altenb. 
Kagchau-Oderberg 
Kronpr.-Rud aid. 
Ludwigrh.-Bexb. 
Exk.-Pogener 
Vagdob.-Halberet 
deb.-Letprig. 
do. Lit. u. 


Nörschl,-Zwaizb,, 
Obsrschise, K. u.“ 


Oeder, zill, DER, 
Ostprougg. Ziidh, , 


0 


Hechte O.-U.- Bab 3 


Schweiz. 

Star; 

Fu 

W n- Wen. 
Eisenbahn- Stamm- 


Barlin-@örliiser . 
Berlin Nordbahn 

Breslau -Werachau 
Ralle-Sorau duden 
Hannover-Allenb, 
Kobliurt-Rdlkenb. 
Aärk,-Posensr .. 
Hegdeb.-Halberet. 
Ostor. Südbuun. 

echte O.-U.-Bahz 
Baal-Bahn .. .. 


Bank- und Industzie- 


AngloDeutschoßk 


Berliner Bank, 18 
Berl, Bankverein 18 
Berl, Kasoor-Vor, 12% 
Berlin, Hand.-Ges. 12% 
Berl. Lomberd- BR 5 


Berl, Makior-Bank |‘ 


Berl. rod. Makl-B. 


Berl Wechglerbnk. 13 


Braunschw, Banz 

Bresl, Pisc.-Bank 

Eriedenthe u. C. 

Bresl, Handols-Ger. 
Bessl. Maklerbanh 
Bresikiakl-Ver- Ex 
Brproyv Wechsler. 
Brel. Weochslerbiiä, 
Centg.-Bkk. f. Geno. 
OobargerOred.-Bh. 


101% 


Danziger Friv.- Bk. 1 


Darmst, Crediib 
Darst,” 


Deutzchs Bar: 


* 
Deutsche Unionsba.; 
Dise.- Jm. A. 24 


Genfer Bank 


Genossensch.-B uE 


Gin Jung- 
God. Jchhstöru. C. 


Goth. Grandered. 5 3 
Hamd. Nordd, Ek. 12 


do, Veroins-Ek. 
Hanncver'sche do. 
do. Disconto-Rk. 
Hessische Bank. 


Eörigsbarger do.; 


Landw.-B.Erilssk 


Leigz. Oredit-Bn%.|: 
Luxemburger 40.1 


d. 
40. 


Magdeburger 
Mehünger 
Moidauer Lds.-Ex. 
Närschl,Cassonver, 
Kordd, Grundor.-B 
Obsrlauelizor Bib, 
Osst. Oradit Acties 
Osidentsche Bank 
Ootd Producten 2 
Posener Berk .. 
Pos. ProvWechelb. 


Freue. Bank-Act.] 4 
Fr. Bod.-Cr.-Acl. EIA 


Fr. Centrul-Bod. Or. 
Pr, Credit-Anstalt. 
Frov-Wochsler-Bh 
Bächs, B. 60% J. S. 


Sachs. Ored.-Bany|ı 
Schles, Bank-Vor. ]; 


Schl. Vereins- Bank 
Thüringer Bank. 
Ver.-Bk. Qwstozp. 
Weimar. Bank. 
Wioner Unionbenk 


Berl. Elsenb. Bod-d 
Görlitzer dc 
Oberschles, do, 
Märk. Schl Masch-& 
Nordd, 5 


Westend, Comm-6.|i 
Baltischer Lloyd, |! 


Bresl. Bierbrauere 
do. verein. O elfab. 
Brosl,E-Wasenbar 
Erdm, Spinnorei, 

Hoffm's Wagg. Fab. 


8. Act. Br. (Schotte) 


do, Porzellan. 
Schl. Leineninduet. 


Sch. Tuchfabrik; 


do. Wagenb. Aust. 
Donnersmarkhütte 


Königs- u. Laure. 


Lauchhammer. 
NMarienhütte . 
Miner ves 
O. Schl Eisenworke 
Esdeuhütte 
Schl. Kohlenwerk 
Schleg. Zinkk.-Act 

40, St. -Fr.-KHet 
Tarnowätr, Bergb 
Ryp F rdb. d. Pr. BO. 
Porn. Hyp.-HBrieft 
Goth Prön.-Dindr 
HMeiningerPraimp:i- 


Fr. Eyp.-Vorn.-Act 12 
Schles, Fuusrsere.|?E 


1872 | Zi, 


Prioritätg-Astian. ° 
6 5 101¼ br & 
5 | 691, dz @ 

— s 49% B 
2 % 73 b G. 

— 8s 83 bs &. 

5 5 88 
0 ; 5 Zu dz C. 

3% a b 

0 5” 67% bz 
6 15 119% 8. 

5 6 | 66 056€ 

kapiere. 
| 717 15 | 20 8. 

14 4 101 b 

18 5 125 5 @ 

28%, ] 278 G. 

— 1 146 be 6. 
11% 7 4 33 
11 88 d⸗ 

8% 22 d G. 

0 % 47 v 8. 

8% |s [116 bz G. 

10 3 95 55 

9- 1 Se 5 

30 „ 116 92 B 

7 . 192% 

12 90 =. 

12 492 b B 

14 a Hs be G 

7 4 bz E 

Hu a 112½ B. 

18 4 170% be 6 

1 4 104% b 
— lie, 13 B. 

8 4 2 ds B 
9 3 a * & 

* 0 8 

— Er. Ai: = 
10: 3 134 dz 

5 * 145 ½% 

10 %% |H8 3. B 
9 508 23 
2% 4 62% 8. 
18% 4 121% b. 
66. 5 04 % bz B 
Si 71 % 
6% 4 | 76 da B 
8 3 81 de 2 

— 480 &. 

18 3 72% bz 

12 4 1987 bz 

5% „ li & 
% 4 129% ba 
— | 164 E. 

F e 
13 4 1 b 
87 5 22 5. 
184. s 16829 ½ ba 

8 |6 | 79% 52 
8% |e | 72% tz B 
6 4 107% ız 
8 4 70 cz B 
13% |e 85 dz 

— s 14% @ 
9 5 42 bz B 
7 * 7 81% 6. 
7 4 1½ dz 6 
12* 2 1147 o B 
13 4 fies, ba e 
14 4 538 ds B 
9 5 | 24% dz 
14 3 120 0: G. 
19 s 152½ ba 6 
8 x [Nl etbs B 
5 5 100% or 
114 15 165 tz 9. 
0 58 ½% ba G 
14 * 136%, on 

— 3 857/ de 6 
8 % | 92 02 8 
17 5 64% ba 8 

0 3 58. 

— 5 28 4 

1 168 . 
um 18 6. 

9 5 81 Y 6. 

6 ; 63½% 6 
— 77 . 

7 3 5 ba 
— ss 102½ bs 6 
za) vo» E. 

3 J 8 bz 8 
— s | 861 de 8 

5 12334 0% 
1027, bz G 

- 108 ½ be G 

— 7 22 U. 

1 6 14 h. 

10 ı 195 42 G. 
— , |108 ba E. 
8 15 |it3 bz 6. 
8 6 18 > 8 
20 20 2 
— g. 9% © 
— [l. 99% v3 
— 6 62% b 
— 5 92 . 

16% ji 21 as 8. 

ı% [ 22 8. 


Baak-Diraont 6 0. 
Kombard-Zingsusn 7 501. 


Akrkegrapßiſche Courſe ans Borſtannch echten 


56, 55. Anleihe de 1871 


[2 


5proc. Rente 62, 90. do. Tabaksactien 802, 50. 


750, 00. do. neue —, —. 


(Aus Wie Telegr.⸗ Bean. 
Paris, 26. Mai, 11 5 3 Up. 


Schluß⸗Courſe.] Zproc. 2 
Ante 95 1872 9 


90, 00. 


Franzoſen (geſtempelt) 


Oeſterr. Nordweſtbahn —, — 8 


bada⸗Actien 420, 00. do. Prioritäten 255, 75. Türken de 
do. de 1869 321, 75. Türtenlooſe 170, 00. Goldagio —. Felt, _ 


omb. Eiſen⸗ 
1865 53, 70. 


. Schiff'ſche Sant 220. Hahn 


147. do. (junge) 141. Leipziger Credit 172, 


! amburg, 26. Mai. 
br ; 


Haſer und Gerſte feit, aber rubig. 


11% 10, pr. 


bis 3% Thl 


121618 Tölr. pr. 50 


9 


London, 26. Mai, Nachmittag 4 Uhr. Conſt Y%. Italieniſche 

Sprocentige Rente 614. Lombarden 16%. Sprocenlige Ruſſen de 

1862 94%. Sproc. Ruſſen de 1864 94%. Silber 59%. Türk. Anleihe 

de 1865 52%. proc. Türken de 1869 6/1, Iproc. Türken⸗Bonds 884. 

proc. Verein. St. pro 1882 90%. Berlin —. Hamburg 3 Monat 

9 a. M. —, —. Wien —, zaris —, —. Petersburg 
eſterr. Silberrente 65½. Oeſterr. Papierrente 60%. 

Frankfurt a. M., 26. Mai, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [(Schluß⸗ 
Courſe.] Lond. Wechſel 117%. Pariſer do. 91%. Wiener do. 104%. 
Zeampofen 340. Heſſ. Ludwigbahn 165%. Böhmiſche Weitbahn 
32. Sombarven*) 192, Galizier 222%. Eliſabetbahn 248. Nordweſtb. 
222. Oregon 29%. Creditactien *) 296. Ruſſ. Bodencrevit 89%. Ruſſen 
1872 91. Silberrente 64%. Papierrente 60%. 1860er Looſe 92%. 
1864er Looſe 170. Raab Grazer 79. Amerikaner de 82 95. Darmit. 
Bank 430. Deutſch⸗öſterr, Bank 106. Prob.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 1411. 
Brüſſeler Bank 105%. Berliner Bankverein 123%. Frankf. Bankverein 
126. do. Wechslerbank 89%. Nationalbank 1000. Meininger Bank 128%. 
ectenbanf 124. Continental 108%. 

Süddeutſche Immobilien⸗Geſellſchaft 117. 

Die Nachricht von dem Rücktritt Thiers machte angeſichts der gleichzeitig 
eingetretenen Rentenhauſſe und der augenſcheinlich günſtigen Auffaſſung 


— —. —. — 
7 . 
— 


v. dieſes Ereigniſſes ſeitens der Pariſer Börſe keinen irgendwie beunrubigenden 


Eindruck. Die anfängliche Mattigkeit wurde ſpäter durch die Nachrichten 
aus Berlin verwiſcht, ſo daß die Börſe in feſter Stimmung ſchloß. Geld 
zurüdhaltend, doch nicht fehlend. 

Nach Schluß der Börſe: Ereditactien 297%. Franzoſen 341%. Lombarden 
193%. Silberrente —. Darmſtädter Bankactten - 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Frankfurt a. M., 26. Mai, Abends. [Effecten⸗Societät.] 
Amerikaner 95. Creditact. 295%. 1860 f Cooſe 927. Framoſen 340, —. 
Staatsbahn —. Lombard. 192%. Galizier 222%. Silberrente 644. 
Papierrente —. Nationalbank —. Frankfurter Bankverein —. Deutſch⸗ 
öſterreichiſche Bank 105%. Hahn ſche Effeltenbant 124%. Nordweſtbahn —. 
Meininger Kant —. Continental —. Bankactjen —. Eliſabethbahn —. 
Hibernia 116%. Unbelebt, wenig Geſchäft. 

Dresden, 26. Mai, Nachmittags 2 Uhr. Creditactien 169%. Lomb. 
108%. Silberrente 64%. Sächſiſche Creditbank 102%. Sächſiſche Bank (alte) 

Dresdener Bank Nee: 
Dresdener Wechslerbank 102. Dresdner Handelsbank 78%. Sächſiſcher 
Bankverein 86%. Oeſterr. Noten 90. Lauchhammer —. — Schluß feſt. 
[Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, Roggen 
Weizen pr. Mai 126 pfd. 


eſt, aber rubig; beide auf Termine ruhig. 
1000 Kilo netto 270 Br., 268 G., pr. Mai⸗Juni 126pfo. pr. 1000 Kilo 


bi, 9 netto 258 Br., 257 Gd., pr. Juli⸗Auguſt pr. 1000 Kilo netto 252 Br., 
25100, 0 


pr. Sepiember⸗October 126pfd. pr. 1000 Kile netto 242 Br., 
241 Gd. Roggen pr. Mai 1000 Kilo netto 172 Br., 171 Gd., pr. Mais 
Juni 1000 Kilo netto 171 Br., 170 Gd. per Juli⸗Auguſt 1000 Kilo netto 
171 Br., 170 Gd., pr. Sepibr.⸗Oetbr. 1000 Kilo netto 170 Br., 169 Gd. 
„ Rühöbl ruhig, loco 34, pr. Mai 23, 
Spiritus leblos, pr. Mai 100 Liter 100 


pr. Oetbr. pr. 200 Pfd. 71. 
uguſt⸗September 46%, pr. Septbr.⸗October 46. Kaſſee feſt, 


42%, pr. 


„ Umſatz 3000 Sack. Petroleum behauptet, Standard white loco 16, 25 Br., 


16, 10 Gd. pr. Mai 16, 10 Gd., pr. Auguſt⸗December 16, 90 Gd. — 


Wetter: Schön. ‘ a 
Hamburg, 26. Mai, 8 Uhr 30 Min. [Abendböoͤrſe.] Oeſterr. Silberrente 
64%. Oeſterr. Creditactien 251%. Franzoſen —. Lombarden 412%. 
Italiener 60. Norddeutſche Bank — Rhein. Bahn 133%. Kölns 
Mindner 141%. Bergiſch⸗Märk. 105%. Laurahütte 232. Dortmund. Union 
142. Internationale Bank —. Amerikaner 90%. Nordweſtbahn —. 
Oeſterr. Staatsbahn 726%. Hamburger Commerz⸗ und Discontobank 
105%. Eiſenbahn⸗St.⸗Actien —. Matt, geſchäftslos. 
Liverpool, 26. Mai. Vormittags. [Haumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Mus maßlicher Umſatz 10,000 B. Unverändert. 
Liverpool, 26. Mai, Nachm. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) Umſatz 
12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 B. Unverändert. 
‚ Mivol, Orleans 9%, middl. amerikaniſche 8%, fair Dhollerah 6%, midd. 
fair Dhollerah 5%, good middl. Dhollerab 4% , middl. Dhollerah 4, fair 
Bengal —, fair Broach — new fair Oomra 6%, good fair Oomra 
6%, fair Madras —, fair Pernam 93%, fair Smyrna, 7, fair Egyp⸗ 


tian 9% 


4 
Köln, 26. Mai, Nachmittags 1 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen höher, 
hieſiger loco 9, 25, fremder loco 9, 10, pr. Mai 9, 10, pr. Juli 9½, pr. 


"Robbe. 8,1%. — Roggen beſſer, loco 5, 25 bis 6, 5, pr. Mai 5, 19%, 


pr. Juli 5, 21%, pr. November 5, 22%. — Rüböl matt, loco 12, pr. Mai 
October 12 /. — Wetter: Warm. - 
Paris, 26. Mai, Nachmittag. [Productenmarkt.] Rüböl ruhig, pr. 
Mai 93, 00, pr. Juli⸗Auguſt 94, 25, pr. September-Dechr. 95, 50. — Mehl 
75, pr. Juni 73, 00, pr. Juli⸗Auguſt 74, 00. 


ruhig, pr. Mai 72, 
Spiritus pr. Mai 52, 50. — Wetter: Schön. 

London, 26. Mai. [Getreidemarkt.] (Schlußbericht.) Der Markt ſchloß 
feſt aber ruhig; für fremden Weizen war vom Continent Frage; andere 
Getreidearten feſt. — 
Antwerpen, 26. Mai, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt!] 
eit Gee den et feit. Roggen behaupiet, franzöſiſcher 23. Hafer 
eſt, Gerſte gefragt. 

Antwerpen, 26. Mai. [Petroleummarkt.] (Schlaßbericht.) Raffinir⸗ 
tes, Type weiß, loco 40 bez., 40% Br., pr. Mai und pr. Juni 40 bez. und 
Br., pr. September 424% bez., 43 Br., pr. Sept.⸗December 44% Br. Feſt. 

Amſterdam, 26. Mat, Nachm. 4 Uhr 30 Miguten. [Getreidemarkt.] 
(Schlußbericht.) Weizen unverändert, pr. October 360. Roggen loco be: 
bauptet, per Mai 205%, pr. October 206%. Raps pr. Herbſt 414 Fl. 
Rüböl loco 41%, pr. Herbſt 42%. — Wetter: Trübe. 


i Dres lau, 27. Mai, 9% Uhr Vorm. Am heuligen Markte war die 
ae Allgemeinen ruhiger, bei mäßigen Zuführen, Preiſe zum Theil 
unverändert. 5 

Weizen in ſehr matter Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 8— 
9% Thlr., gelber 7%—9% Thlr, feiaſte Sorte über Notiz bezahlt. ; 

Roggen nur feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 200 Kilog. 6% bis 


3 6% Thlr., feinſte Sorte 6% Thlr. bezahlt. 


ae ruhiger, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5%, Thlr., weiße 6 bis 
r. A 
"Hafer gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 4%—5% Tlr, feinfte Sorte uber 


Notiz bezahlt. 


Erbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilog. 445% Thlr. 

Wicken matter, pr. 100 Kilog. 3¼ —4% Thlr. 

Lupinen gut gefragt, pr. 100 Kilogr. gelbe 3% 37 Thlr., blaue 3% 
K. 1 


5716 Thlr. 


Bohnen preishaltend, pr. 100 Kilog. 
Mon 545% Jbl 


Mais ſchwach zugeführt, pr. 100 K 


Oelſaaten ſchwach offeriri. 
Schlaglein gute Kaufluſt⸗ 0 
Per 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf. 
Schlag⸗Leinſaat 20 — 8 9 15 
Winter⸗Raps 7 6 9 15 — 10 — — 
Winter⸗Rübſen . 8 15 — 8 17 6 922706 
Sommer⸗Rübſen. 8 10 — 8 17 6 9 10 — 
Leindottenr 7028 7 15 — 8 2 6 


Rapskuchen unverändert, ſchleſiſche 71—72 Sgr. pr. 50 Kilogr. 

Leinkuchen mehr beachtet, ſchleſiſche 90—92 Sgr. pr. 50 Kilogr. 

Kleeſaat ohne Zufuhr, — roſhe 12—16% Thlr. pr. 50 Kilogr., weiße 
Kilogr., bochfeine über Notiz bezahlt. 


Heute erhalte friſche 


Seezungen 


und empfehle vas Pfund 8 Sgr. 


E. Huhndorf 
Schmiedebrücke 28. 


Königsberger 
Pferdelotterie. 


die zahlreichen Aufragen aus 
den mit Verkaufsſtellen nicht verſehenen 
Orten zeigen wir hiermit an, da 
Looſe à 1 Thaler zu der [6379] 


am 11. Inni 1873 


ſtattfindenden großen Verlooſung von 


— et 


Veriag von Eduard Urtuendt 


Equipagen, Reitpferden ꝛc. nur gegen in Bresian. 

Einſendung des Betrages und des 5 — 

Rückportos verſandt werden durch] Iglüthenkranz neuer deutſcher 

ſämmtliche Niederlagen und das Ge⸗ Dichtung. Herausgegeben von 
Ital. neral⸗Debit Arnold & Lucke. Sieg el RR I. 7, Auflage. 

Königsberg i. Pr. Eleg. geb. reis 1½ Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur Dr. Stein. (In Vertretung: Dr. Weis.) 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


